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Vorrede


Dieses Buch entstand im Zusammenhange mit meiner vor zwei Jahren erschienenen Kulturgeschichte, von Wien. Bei der Arbeit an dieser wurde mir bewußt, daß eine Darstellung der Geschichte des Wiener Judentums, das im Dasein dieser Stadt eine so bedeutende und problemreiche Rolle gespielt hat, fehle; und — wie mein Lehrer Franz Wickhoff frei nach Andersen zu sagen pflegte — die Stoppnadel näht dort, wo sie eine Lücke findet. 

Die Feststellung dieser Lücke ist keine Herabsetzung der ausgedehnten Literatur zur Geschichte der Juden in Wien, die ich in meinem Buche ausgiebig ausgenützt habe und der ich mich, als der hebräischen Sprache unkundig, zum Teil voll​ständig anvertrauen mußte; die Literaturzusammenstellung am Ende meines Buches nennt von den Arbeiten, die sich speziell mit den Wiener Juden beschäftigen, nur die wichtigsten, denen ich mich am tiefsten zu Dank verpflichtet fühle, es sind aber noch viele andere, die ich zu verwerten hatte. Jedoch alle ver​folgen ein durchaus anderes Ziel als ich; sie behandeln — so​weit sie nicht einfach historisches Material für ein Gebiet oder einen Zeitraum bereitstellen oder untersuchen — die Wiener Juden als eine mehr oder weniger in sich abgeschlos​sene Körperschaft, deren Leiden und Verfolgungen sie schil​dern, deren Verdienste und Ansprüche sie ins rechte Licht rücken wollen. 

Was ich, gerade von jenem allgemeinen Buch über Wien herkommend, versuche, ist etwas anderes, nämlich nicht die innere Geschichte dieses lokalen Judentums möglichst ausführlich und gleichmäßig zu schildern und alle darauf be​züglichen Einzelheiten festzuhalten, sondern die Geschichte der Juden Wiens im Zusammenhang mit dem Leben dieser ganzen Stadt zu erfassen, das heißt, zu erkennen, was Wien für sie und sie für Wien bedeutet haben und bedeuten, und so die Be​sonderheit dieses Stückes Wien und dieses Stückes westeuro​päischer Judenheit zu verdeutlichen. Ein solcher Versuch, den Platz der Juden innerhalb ihrer doppelten Bindung zu ermitteln, {8} bot leicht begreifliche Schwierigkeiten. 

Er konnte weder Ver​teidigung noch Anklage sein, sondern mußte sich darauf be​schränken festzustellen, wie die zuerst auf Grund einer besonderen Auslese zusammengekommene, dann im XIX. Jahr​hundert an Zahl und Geltung stürmisch angewachsene jüdi​sche Minderheit ihre Umgebung verändern, gleichzeitig zer​setzen und befruchten, und von dieser zersetzt und befruchtet werden mußte. Aus diesem Prozeß, der ein unverlierbarer Teil des historischen Daseins so gut Wiens wie der Wiener Juden ist, sind beide als neue Gebilde hervorgegangen, anders als sie ohne diese Einwirkung geworden wären. Diesen vielfältigen und dichten Zusammenhang unvoreingenommen zu ergründen, war als historische Aufgabe gestellt.


Das — und nicht eine erschöpfende Darstellung aller mit den Wiener Juden zusammenhängenden Tatsachen — ist die ob​jektive Rechtfertigung meines Buches.


Es war geplant und begonnen, ehe die Ereignisse in Deutsch​land die europäische Judenfrage auf einen neuen Boden ge​stellt haben. 

Wenn den deutschen Juden trotz leidenschaftlicher Hingabe an ihr Vaterland und trotz einer Fülle überragender Leistungen im Rahmen der deutschen Kultur das Weiterleben in dieser mit der unerbittlichsten Grausamkeit verweigert wird — deren Härte selbst vom Standpunkt des Deutschtums erst dessen für die Zukunft verheißene Erneuerung und Größe rechtfertigen könnten, — so erscheint auch das Wiener Juden​problem zur Revision gestellt.

Wie alle anderen Gruppen west​europäischer Juden haben auch die Wiener an der gegensätz​lichen Doppelheit völkischer Gemeinschaft und kultureller Assimilation teil; zwischen den beiden Polen völliger nationaler Behauptung und restlosen Aufgehens in der Umgebung hat sich auch hier eine spannungsreiche Fülle von Lösungsversuchen entwickelt. Wirft nun die brüske Verweigerung der Assimila​tion die Juden lediglich auf die Rettung im Eigenvölkischen, so scheint auch diese Reaktion gegen äußeren Druck der ganzen Geschichte des jüdischen Volkes und dem ganzen Wesen seines Glaubens und Denkens so sehr zu widersprechen, daß auch sie für die ins Europäische untergetauchten westlichen Juden kein Ausweg ist. Die noch lebenden Generationen dieser westlichen {9} Juden können sich von der erworbenen Kultur nicht lösen, ohne zugrunde zu gehen.


Vor das Dilemma der Vernichtung da oder dort gestellt, werden viele dem vergeblichen Versuch, sich dadurch zu retten, daß sie die Nationalitätenidee, die sie zermalmt, gleichfalls ver​gotten, das selbstmörderische Festhalten an dem Humanitäts​gedanken vorziehen, der ihre jüdische Mission ist; ihr Bestand als Volk, das inmitten anderer Völker zu leben hat, hat für sie nur so lange Sinn, als sie dadurch für die Überwindung der völker​trennenden Schranken Zeugnis ablegen. 

Wenn die einzige Wahl, die ihnen geblieben ist, die Form des Zugrundegehens ist, dann ist es besser, sie wählen jene, die die stärksten Keime künftigen Fruchtbarwerdens enthält, jene, die den Traum einer sich einst verbrüdernden Menschheit nicht verleugnet, sondern für einen Tag hütet, der vielleicht doch dereinst kommt. Ist dies das er​schreckende Dilemma, das dem westeuropäischen Judentum — wie immer einzelne sich eine persönliche Daseinsmöglichkeit erkämpfen mögen — gestellt ist, so ergibt sich daraus die individuelle Verpflichtung, das Schwere dieses Schicksals in je​dem persönlichen Tun fruchtbar zu machen: im sittlichen Handeln der Gesetze der Menschlichkeit um so bewußter zu bleiben, im künstlerischen Schaffen größere Tiefe und Weite daraus zu gewinnen, in der wissenschaftlichen Arbeit der Er​kenntnis der Wahrheit um so unbedingter zu gehorchen.


In dieser ethischen Forderung liegt die subjektive Recht​fertigung meines Buches, das, ohne Partei zu ergreifen, den​noch ein Bekenntnis ablegt.

Wien, im Oktober 1933                                                                      Hans Tietze
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I. DIE ERSTE JUDENSTADT IN WIEN

•Dunkle Vorgeschichte •Schlom, Münzmeister Leopolds V. •Anfänge einer Siedlung • Privilegium von 1238 • Privilegium von 1244 •Wiener Provinzialkonzil von 1267 •Erstes Ghetto •Topographie des Ghettos • Einrichtung des Ghettos • Geistiges Leben im ersten Ghetto • Jüdischer Geldhandel 

• Judenverfolgungen • Finanzielle  Leistungen •Der Geldwucher •Der Brand im Ghetto (1406) • Das jüdische Geschäft am Ende des Mittelalters •Die Hussiten  •Der Ennser Hostienfrevel •Die Wiener Geserah von 1421  •Ende des ersten Ghettos


Den Eingang zur Geschichte der Juden in Wien verstellt wie eine phantastische Hecke eine seltsame Nachricht: der Jude Abraham, der 859 Jahre und neun Monate nach der Sintflut — genau gesagt, am 12. des Brachmonats — aus dem Lande Theomanaria nach Österreich gekommen sei, habe hier unter dem Namen Judeisaptan das erste Reich begründet, dessen Tetrarchen in Stockerau, Tulln, Korneuburg und Wien ihren Sitz hatten. Fabelhafte Kunde von großen Judenreichen in vor​christlicher Zeit haben die Juden zur Zeit der großen Ver​folgungen selbst aufgebracht — am Rhein und Main, in Regens​burg und Ulm — um sich von der Mitschuld an der Kreuzigung Christi in Palästina freizumachen: aber es scheint nicht, daß der Kompilator der im letzten Viertel des XIV. Jahrhunderts zusammengetragenen sogenannten Hagenschen Chronik, der diese allgemeine Überlieferung als erster auf österreichischem          Boden lokalisierte, sich dabei auf irgend eine örtliche Tradition stützte. 

Seine freie Erfindung entsprang vielmehr dem gleichen Drang, der auch sonst den Grundton seiner naiven Geschichtsklitterung bildet: das Landesfürstentum seiner eigenen Zeit mit der ehrwürdigsten Ahnenreihe zu verknüpfen und so seine gottgewollte Bestimmung um so nachdrücklicher zu erweisen. Dem wirklichen Judentum stand der Verfasser — der sich an anderer Stelle äußert: „und sind die Juden bey der christenheit alz ain maus in der taschen" mit aller Feindseligkeit gegen​über, die zu seinen Lebzeiten — und in den Universitätskreisen, denen er nahe gestanden haben durfte — gerade einen Höhe​punkt erreichte; das ideelle Judentum bot ihm doch die Bürg​schaft des Uralten und der Vorsehung Nahen. Im Kreise ähnlich gesinnter dynastischer Historiographie fiel demgemäß jene von kritischeren Geistern schon im XV. Jahrhundert abgelehnte Nachricht von einem uralten Judenreich in Österreich auf den fruchtbarsten Boden; mit der umständlicheren Gelehrsamkeit der Renaissance hat sie im XVI. Jahrhundert Wolfgang Lazius {14} unterbaut, indem er die mißverstandenen Inschriften hebräischer Grabsteine zu ihrer Stützung heranzog; noch 1738 hat sie Math. Fuhrmann in seinem „Alt- und Neuwien" verteidigt. Und vielleicht hat eine Erinnerung an diese vermeintliche Vor​geschichte verschuldet, daß noch im Zeitalter kritischer Ge​schichtsforschung (1877) ein so verdienstvoller Lokalforscher wie Albert Camesina das Vorhandensein eines eigenen und aus​gedehnten Judenviertels innerhalb des römischen Kastells Vindobona verfocht. 

Während jene alte, aus einem lebendigen Be​dürfnis entsprungene Irrlehre durch Jahrhunderte zäh nach​lebte, ist jedoch ihr bloß archäologischer Nachklang sogleich endgültig widerlegt worden. 

Nichts ist uns von einer jüdischen Niederlassung in römischer, geschweige denn in vorrömischer Zeit bekannt; daß einzelne der im römischen Reich freizügigen und überallhin versprengten Juden auch auf dem Boden dieses Landes und dieser nachmaligen Stadt gesiedelt hätten, liegt durchaus im Bereich des Möglichen, bleibt aber unter der Schwelle des historisch Erkennbaren.


Es ist infolgedessen auch bloße Mutmaßung, daß die in karolingischer Zeit im Lande einheimischen Juden Nachkommen von Kaufleuten oder Ansiedlern jüdischen Stammes aus der Römer​zeit gewesen wären. Die Zollordnung von Raffelstätten, eine zwischen den Jahren 904 und 906 im Auftrag des Kaisers vom Markgrafen Aribo erlassene Satzung über die Zollstätten und Zolleinnahmen in der Ostmark, stellt die legitimen — also wohl konzessionierten oder privilegierten — Kaufleute, „Juden oder andere, aus diesem Lande oder anderen Ländern", einander rechtlich völlig gleich; die Formelhaftigkeit der Fassung läßt irgend welche Schlüsse auf Zahl und Bedeutung dieser einheimi​schen jüdischen Kaufleute nicht zu. Sie können in dem politisch unerschlossenen und wirtschaftlich unentwickelten Gebiete nur spärliche Erscheinungen gewesen sein.


Ihre Zunahme hängt mit den Fortschritten des Landes in beiden Richtungen zusammen. Zu den Mitteln Herzog Leo​polds V., die von seinen Vorgängern ausgebaute und gesicherte Mark auch wirtschaftlich zu heben, gehörte auch die Berufung von Gewerbs- und Handelsleuten aus Regensburg und Flandern; vermutlich sind auch Juden der sich öffnenden Gelegenheit {15} gefolgt, vielleicht hat sie sogar der Herzog ausdrücklich be​rufen. 

Ihre Nützlichkeit, wo es sich um den Aufbau städtischer Kultur handelte, hatten westliche Landesfürsten lange vorher erkannt; in den uralten Stadtgemeinden am Rhein waren die Juden von Anbeginn ein unentbehrlicher Bestandteil, ja, wie dies Bischof Rüdiger von Speyer 1084 anläßlich der Erhebung des Ortes zur Stadt ausdrückte, beinahe eine Voraussetzung gewesen; daß sie zur Zeit der beiden ersten Kreuzzüge aus diesen alten Siedlungen vertrieben wurden, drängte sie nach dem Osten ab, dessen jüngere Entwicklungsstufe ihrer Auf​nahme günstig war. Sicher hat sich diese Einwanderung nicht als eine Niederlassung in Massen vollzogen; sie war ein Ein​sickern einzelner, die als Flüchtlinge oder als Handelsleute kamen. Längs des Wasserweges der Donau zieht sich die Kette der frühesten jüdischen Niederlassungen durch Ober- und Niederösterreich; auch nach Wien, das als Sammelplatz und vorgeschobene Station der Kreuzfahrer seine erste wirtschaft​liche Blüte erlebte, hat der Handelsverkehr des Stromes die ersten sporadischen Siedler gebracht.


Der erste Jude, der urkundlich in Wien ansässig erscheint, ist Schlom, der Münzmeister Leopolds V. Diese Berufung eines Juden auf einen wichtigen Posten der Finanzverwaltung ist keine Ausnahme; vielfach erscheinen Juden seit dem frühen Mittelalter im Zoll- und Steuerwesen sowie in der Münzverwal​tung bei weltlichen und geistlichen Fürsten. 

Als die Träger einer aus der Antike stammenden Wirtschaftstradition besaßen die Juden Kenntnis des Geldwesens und technische Überlegen​heit in Handelsfragen, die ihre Verwendung in den finanziellen Zweigen der Staatsverwaltung wünschenswert machte, sobald in den neuen Staaten die primitivste Stufe reiner Naturalwirt​schaft überwunden war. 

Der hohen Stellung Schloms im öffent​lichen Leben entsprach auch seine Gleichberechtigung mit an​deren Staatsangehörigen; er durfte christliche Dienstboten hal​ten und Grund und Boden erwerben. In dem Prozeß um einen Weingarten mit dem Kloster Formbach — dessen Schlichtung durch 

Friedrich I. den Anlaß zu jener urkundlichen Erwähnung von 1195 geboten hat — wurde ihm das strittige Objekt nicht wegen mangelnder Besitzfähigkeit abgesprochen, sondern weil {16} der fromme Sinn des Herzogs es nicht zuließ, zugunsten des Juden gegen das Kloster zu entscheiden. Um die gleiche Zeit ist in einer Urkunde des Bischofs Wolfher von Passau von vier neben der Judenschule gelegenen Hofstätten in Wien die Rede, die ehedem — also vor seinem aus privaten Gründen 1196 erfolgten gewaltsamen Tode — Schlom gehört hatten.


Die Erwähnung mehrfachen Grundbesitzes um eine Synagoge — schola Judeorum — legt den Gedanken an eine geschlossene Ansiedlung der Juden nahe. Eine solche scheint sich ohne irgend eine behördliche Anordnung, von der keinerlei Spur zu finden wäre, via facti entwickelt zu haben. Die Annahme eines älteren Judenviertels beim jetzigen Börseplatz oder in der späteren Seitenstettengasse hat sich als hinfällig erwiesen; dieses ent​stand vielmehr seit etwa 1200 an jener Stelle, die den Namen des Judenplatzes in der Folge beibehalten hat, durch die bloße Tatsache des Zusammensiedelns der Juden. 

Ihnen war ursprünglich weder das Wohnen unter den Christen, noch der Besitz von Immobilien verboten; Zusammenschluß der Familien, geschäftliches Interesse und — sobald von einem Gotteshaus die Rede ist — auch kultische Bedürfnisse scheinen die spätere zwangsweise Absonderung vorbereitet zu haben. 

Zu einer sol​chen lag so wenig wie zu einer gesetzlichen Regelung des Ver​hältnisses zur christlichen Bevölkerung eine Ursache vor, so​lange es sich nur um vereinzelte Juden handelte, die noch da​zu in wichtigen landesfürstlichen Diensten standen; nach jenem Münzmeister Schlom erscheint 1225 ein Jude Teka in dem Friedensvertrag zwischen Herzog Leopold VI. und König An​dreas von Ungarn als Bürge des letzteren; als Pächter der Ein​künfte der königlichen Kammer führte er den Titel „Comes".


Der Zusammenschluß der bisher vereinzelten Juden zu einer Gruppe, der sich um diese Zeit zu vollziehen begann, mußte in einer Bürgerschaft, die sich ihrer kulturellen Sonderart be​wußt zu werden und ihre wirtschaftliche Position auszubauen anfing, Widerstand auslösen. Das Stadtrecht von 1221, das Wien das Stapelrecht und den Bürgern das ausschließliche Privilegium des Handels mit den hierhergebrachten Waren gab, hat vermehrte Schulung in den Geschäften und gestiegenes Selbstbewußtsein zur Voraussetzung; die fremdenfeindliche {17} Tendenz jener Satzung mußte sich notwendigerweise auch gegen Juden wenden, deren Tätigkeit mit den von den Bürgern als eigenste Domäne angesehenen Geschäften in Konflikt geriet. 

Die Bevorzugung der Juden durch den kriegslustigen und prachtliebenden und in beiden Beziehungen jederzeit geldbedürftigen letzten Babenberger Friedrich den Streitbaren vertiefte den Gegensatz. Nicht nur nahm die Anstellung der Juden als herzogliche Beamte höchstwahrscheinlich immer mehr überhand, sie erscheinen auch als seine Ratgeber in wichtigen allgemeinen Angelegenheiten; diese Berufung zu öffentlichen Ämtern und Einmengung in die Angelegenheiten des Landes muß am mei​sten Widerspruch erregt haben. 

Denn in dem Privilegium, das Kaiser Friedrich II. der Stadt Wien im Jahr 1237 verlieh, um sich aus ihr einen festen Stützpunkt zu schaffen, schließt eine jedenfalls auf Wunsch der Bürgerschaft aufgenommene Be​stimmung die Juden von öffentlichen Stellungen aus; daß die​ser Punkt der einzige ist, der sich im Dokument der Reichsunmittelbarkeit Wiens mit den Juden befaßt, beweist, daß er der Stadt als ausnehmend wichtig erschien.


Dieser gelegentlichen Berührung der Judenfrage ließ der Kai​ser im folgenden Jahr ein eigenes Privilegium für die Wiener Juden folgen, das deren rechtliche Stellung an die ihrer Glau​bensgenossen im Reich anglich; ob das treibende Motiv dabei ein Schritt der Juden zur Klärung und Sicherung ihrer Stel​lung oder die einfache Konsequenz aus der neuen Stellung Wiens zum Reiche war, jedenfalls ist das Privilegium ein Aus​zug jenes, das Kaiser Friedrich schon 1236 den Juden des Reichs verliehen hatte. Obwohl es den Glanz der großzügigen Gesinnung des Kaisers, der diese allgemeinere Regelung er​füllt, etwas ins Fadenscheinige verdünnt, gehört das Privileg von 1238, mit dem die Rechtsgeschichte der Wiener Juden an​hebt, wie von berufener Seite hervorgehoben worden ist, doch zu den humansten Judengesetzen des Mittelalters.


Seine Bestimmungen gliedern sich in solche öffentlichrecht​licher, privatrechtlicher, strafrechtlicher und prozessualer Na​tur. Die ausdrückliche Aufnahme der Juden als kaiserliche Kammerknechte in kaiserlichen Schutz ist die natürliche Kon​sequenz aus der neuen Reichsunmittelbarkeit Wiens; {18} öffentlichrechtlich sind ferner die Befreiung der Judenhäuser vom Einquartierungszwang, der Schutz gegen religiöse Nötigung (Verbot der Zwangstaufe, Anordnung einer Übehrlegungsfrist zur Feststellung des Motivs bei freiwilligen Taufen, Verbot der zwangsweisen Taufe der heidnischen Knechte der Juden) und die Gewährleistung des freien Handels mit Wein, Färbmitteln und Arzneien. 

Privatrechtlich sind die Bestimmungen, daß die Herausgabe der bei Juden gefundenen gestohlenen Sachen nur dann zu geschehen habe, wenn den Juden der von ihnen be​zahlte Kaufpreis wiedererstattet werde, dessen Höhe sie mit dem Eide nach ihrem Gesetz zu erweisen hatten — eine von der allgemein herrschenden deutschen Rechtsvorstel​lung abweichende Bestimmung, die man richtig als ein privilegiertes Hehlertum bezeichnet hat — und der Verlust des Erbrechtes bei übertritt eines Juden zum Christentum. Straf​rechtlich sind die Bestimmungen für die verschiedenen De​likte; immer erfolgte die Zahlung — im Falle der Tötung eines Juden je 12 Pfund Goldes sowohl seitens des An​stifters als des Mörders — an die kaiserliche Kammer. Bei Streitigkeiten zwischen Christen und Juden waren beide Parteien gleichberechtigt; als Beweismittel galten der Eid nach dem jüdischen Gesetz und die Beweisführung nur durch Zeugen von beiden Religionen. Bei Streitigkeiten zwischen Juden entschied in der Regel ihr Vorsteher. In allen Streitfällen stand das Recht der Appellation mit aufschiebender Wirkung offen.


Dieses Privilegium ist eigentlich niemals in Kraft getreten, da, als es erlassen wurde, die Rückstellung Wiens an Friedrich den Streitbaren bereits im Zuge war; dem von diesem den Wiener-Neustädtern schon am 5. Juni 1239 erteilten Privi​legium, in dem die Ausschließung der Juden von öffentlichen Ämtern ausdrücklich festgesetzt wurde, folgte am l. Juli 1244 der die gleiche Bestimmung enthaltende Freiheitsbrief für Wien und am selben Tage ein Privilegium für die dortigen Juden, das nicht nur in Österreich bis zu deren Vertreibung in Kraft blieb, sondern auch der Judengesetzgebung der benachbarten Länder zum Muster diente. 

Obwohl in einzelnen Punkten an die Gesetze Kaiser Friedrichs II. und anderer Regenten ange​lehnt, ist das Fridericianum doch im ganzen selbständig, eine {19} bis ins einzelne gehende Regelung aller Lebensverhältnisse der Juden und ein wichtiges Zeugnis in der Wandlung, die sich in deren Stellung vollzogen hat.


Denn zwei Grundsätze springen aus den Bestimmungen deut​lich heraus: Einerseits, daß der Landesfürst die Juden aus ihrer Zugehörigkeit zum kaiserlichen Kammergut in das her​zogliche Eigentum überleiten, anderseits, daß er dieses Eigen​tum nicht nur gegen fremde Zugriffe schützen, sondern auch zu einem einträglichen Steuerobjekt ausbauen wollte. In dem einen Punkt macht sich die zunehmende Unabhängigkeit des Landesfürsten vom Kaiser, in dem andern die veränderte Grundlage des jüdischen Geschäftslebens bemerkbar: durch das Erstarken und Selbständigwerden des nationalen Handels wur​den die Juden — in Wien wie überall — aus dem Warenhandel hinaus- und in den ausschließlichen Geldhandel hineingedrängt. 

Da dieses Gewerbe des Zinsendarlehens neue Beziehungen zwi​schen Christen und Juden und damit die Möglichkeit von Kon​flikten zwischen Schuldnern und Gläubigern herbeiführte, be​ziehen sich von den 30 Artikeln des Privilegs nicht weniger als 22 auf pfandrechtliche und strafrechtliche Fragen, während die übrigen öffentlichrechtliche Punkte und Einzelheiten des Ge​richtsverfahrens behandeln. 

Die pfandrechtlichen Bestimmun​gen beschäftigen sich in erster Linie mit der Form der Ge​währung von Zinsdarlehen. Mit Ausnahme von blutigen und nassen Gewändern (das heißt solchen, bei denen die Spuren einer Gewalttat noch vorhanden oder eben erst herausgewaschen waren) dürfen die Juden jedweden beweglichen und unbeweg​lichen Gegenstand als Pfand annehmen. Gestohlene oder ge​raubte Gegenstände, die ihnen als Pfand übergeben werden, sind sie nur im Falle der Klage seitens des christlichen Eigen​tümers und nur gegen Ersatz des darauf geliehenen Kapitals nebst den aufgelaufenen Zinsen auszufolgen verpflichtet. Der Zinsfuß wird mit 8 Pfennigen vom Pfund für die Woche, so​mit mit 173 Prozent für das Jahr festgesetzt. Die Verantwort​lichkeit des Juden für das Pfandobjekt erlischt, wenn dasselbe binnen Jahr und Tag nicht eingelöst wurde. Leiht der Jude auf Liegenschaften und Briefe der Landherren und kann er dies durch seine Urkunden und Siegel beweisen, so werden ihm {20} die verfallenen Besitzungen vom Herzog zugesprochen und er in ihrem Besitz gegen jede Gewalt geschützt. Bei unverschulde​tem Untergang des Pfandobjekts (durch Feuersbrunst, Diebstahl, Gewaltakten) war der Jude, wenn er beeiden konnte, daß er bei dieser Gelegenheit auch sein Hab und Gut verloren hatte, von Haft- und Ersatzpflicht befreit.


Die strafrechtlichen Bestimmungen beziehen sich auf Delikte gegen die Sicherheit der Person und des Eigentums, wie die Verwundung oder Tötung von Juden, die Schändung ihres Friedhofs, das Bewerfen ihrer Schulen mit Steinen, Gewalt gegen Frauen, Entführung von Kindern, Raub oder gewaltsame Wegnahme eines Pfandes und Hausfriedensbruch; die auf alle diese Delikte gesetzten hohen Strafen fließen zum Teil an die herzogliche Kammer. In formaler Hinsicht ist wichtig, daß die Juden der Jurisdiktion des Stadtrichters entzogen und sowohl in Rechtsstreitigkeiten mit Christen als auch in Strafsachen aller Art dem Judenrichter unterstellt sind, einem vom Landes​fürsten ernannten christlichen Beamten; neben diesem fungieren bei Streitigkeiten unter Juden die von der Gemeinde selbst erwählten Vorsteher als Schieds- und Friedensgericht. Diese unterstützen auch die landesfürstlichen Behörden in der Ausschreibung und Eintreibung der Judensteuern.


Dieses Privilegium des letzten Babenbergers ist, nachdem sein Land an Przemysl Ottokar von Böhmen gelangt war, von diesem übernommen und ausgebaut worden; daß dies in den Judengesetzen von 1254 und 1255 in wohlwollendem Sinn ge​schah, mag seinen Grund darin haben, daß der stete Geld​bedarf des Fürsten ihn zu Konzessionen an die Juden geneigt machte. Außer in Wien und Wiener-Neustadt, wo besondere Privilegien in Kraft waren, erscheinen einige von ihnen sogar wieder in hohen landesfürstlichen Ämtern, hauptsächlich finan​ziellen Charakters; ja König Ottokar hat sich sogar, so gut päpstlich er auch gesinnt war, mit seiner Judenpolitik in Gegen​satz zu den päpstlichen Bestrebungen gestellt.


In der Stellung der Kirche zu den Juden hatte sich seit dem Beginn der Kreuzzüge ein merklicher Wandel vollzogen. Deren tiefverknüpfte doppelte Auswirkung, Hebung des religiösen Bewußtseins und Ausbau des nationalen Wirtschaftslebens, {21}  machte sich in judenfeindlichem Sinne geltend; die schärfere Betonung des kanonischen Zinsenverbotes drängte die außer​halb des kanonischen Rechtes stehenden jüdischen Geldverleiher immer unerbittlicher in die Rolle der verhaßten Wucherer. Das bisher geübte Zusammenleben von Juden und Christen ließ sich nicht länger aufrecht erhalten; seit dem IV. Lateranensischen Konzil von 1215 forderte die Kirche soziale und gesellschaftliche Trennung. 

Aber während in den westlichen Ländern zahlreiche Kirchenkonzile diese judenfeindlichen Beschlüsse auf​griffen, folgten die deutschen Länder nur zögernd nach; immer wieder klagten die Päpste, daß die Juden noch immer öffent​liche Ämter bekleideten, noch immer christliche Diener hielten, mit Christen über religiöse Fragen diskutieren durften, noch immer nicht streng zu abgesondertem Wohnen und leicht kennt​licher Sondertracht verhalten wurden.

Um den diesbezüglichen kanonischen Vorschriften endlich auch im östlichen Europa Geltung zu verschaffen, ernannte Clemens IV. 1265 den Kar​dinal Guido zum Legaten, der in den nächsten Jahren in ver​schiedenen Ländern eine eifrige Synodaltätigkeit entfaltete; vom 10. bis 12. Mai 1267 fand unter seinem Vorsitz in der Pfarrkirche von St. Stephan in Wien das 22. Salzburger Pro​vinzialkonzil statt, das sich die von der Kirche gewünschten judenfeindlichen Bestimmungen zu eigen machte.


Die ersten vierzehn Canones dieses Konzils beziehen sich auf Fragen der kirchlichen Disziplin und Organisation, die der lange Unruhezustand des Interregnums gelockert hatte; die weiteren fünf regeln die Beziehungen der Juden zur christlichen Bevölkerung, wobei ihre vollkommene soziale und möglichst räumliche Absonderung gefordert wird. 

Das Tragen des ge​hörnten Judenhutes wird ihnen zur Pflicht gemacht, der Besuch von Bädern und Wirtshäusern der Christen, sowie das Halten christlicher Dienstboten streng verboten, die Zulassung zum Zolldienst oder sonstigen öffentlichen Diensten verwehrt. Der geschlechtliche Verkehr eines Juden mit einer Christin soll an beiden Delinquenten streng geahndet werden. Allen Christen wird bei Strafe der Exkommunikation verboten, Juden oder Jü​dinnen mit sich zu Tisch zu nehmen oder mit ihnen zu essen oder zu trinken, ferner auch an ihren Hochzeiten und Festen {22} teilzunehmen und Fleisch oder andere Speisen von den Juden zu kaufen. Den Juden soll eine übermäßige geschäftliche Auswucherung der Christen unmöglich gemacht werden, und den Fürsten wird in diesem Zusammenhang nahegelegt, daß sie in diesem Punkt nicht feindselig gegen die Christen sein, son​dern die Juden lieber von solcher Bedrückung abhalten sollen.


Am Karfreitag oder wenn das Sakrament des Altars an ihren Häusern vorbeigetragen wird, sollen sich die Juden in ihre Häuser zurückziehen und Fenster und Türen schließen; in der Fastenzeit der Christen sollen sie Fleisch nicht unbedeckt und öffentlich herumtragen; sie dürfen keine neuen Synagogen errichten und alte, die sie wiederherstellen, nicht größer, kost​barer oder höher machen. Sie dürfen mit einfachen Leuten nicht über den katholischen Glauben disputieren, dürfen Juden nicht am übertritt zum Christentum behindern und noch weni​ger einen Christen zum Judentum verlocken, kranke Christen weder besuchen, noch ärztlich behandeln. 

Den Pfarrer, in dessen Sprengel sie sich aufhalten, müssen die Juden dafür, daß sie Orte einnehmen, in denen Christen wohnen sollten, für die ihm entgehenden Einkünfte entschädigen. Den Zehent von den Ackern haben sie ungeschmälert zu leisten.


Die Beschlüsse des Wiener Konzils waren nicht gesetzliche Bestimmungen, sondern Richtlinien einer für Wien und den deutschen Osten und Norden neuen Judenpolitik, die scharf in die landesfürstlichen Gerechtsame einschnitt; König Ottokar war nicht gewillt, einen solchen Eingriff hinzunehmen, und be​stätigte im folgenden Jahr 1268 seinen Juden ihr Privileg. Auch sonst gerieten jene Bestimmungen, wie das 1274 abgehaltene nächste Provinzialkonzil feststellte, in Vergessenheit, und die Synode zu St. Polten im Jahre 1284 ist nur flüchtig auf die Judenfrage zurückgekommen.


Nichtsdestoweniger bedeuten diese Canones einen Wende​punkt in der Geschichte der Wiener Juden. Sie beleuchten einerseits — gerade durch die Genauigkeit, mit der sie auf Einzelheiten eingehen —, daß bis dahin vielfacher geselliger Verkehr zwischen Christen und Juden bestanden hatte und insbesondere, daß diesen nicht abgesonderte Wohnplätze zu​gewiesen waren: sie bereiten anderseits diese soziale und {23} räumliche Scheidung im letzten Viertel des Jahrhunderts vor. 

Zwei entgegengesetzte und im Grunde doch zusammenhängende Kräfte wirken in gleicher Richtung: der mit der Vermehrung der Juden unter Ottokar in Wien und Österreich kräftiger auftretende Judenhaß und der Wille energischer Landesfürsten aus Gründen der Autorität und des fiskalischen Interesses ihr Kammergut zu schützen, führten zur Entstehung eines eigenen jüdischen Wohnviertels. 

Schrittweise sehen wir in den Ur​kunden, wie aus jüdischen Häusern, die zwischen denen der Christen liegen, Judenstraßen werden, die um den 1294 zuerst erwähnten „Schulhof der Juden" allmählich ein reines Juden​viertel bildeten. Wie sich dieser Vorgang im einzelnen abge​spielt hat, besonders ob ihm zu irgend einer Zeit behördliche Verfügungen nachgeholfen haben, entzieht sich unserer Kennt​nis; sein Ergebnis war jedenfalls ein regelrechtes Ghetto, in das wir vornehmlich gelegentlich seiner Aufhebung im Jahre 1421 Einblick gewinnen, und in dem sich, vom Haß des Bürger​tums und vom Schutz des Fürstentums gleichermaßen einge​zwängt, das Leben der Wiener Juden im späteren Mittelalter abspielte.


Dieses Ghetto hat uns Ignaz Schwarz topographisch so gründ​lich erschlossen, daß seine Darstellung für alle folgenden maß​gebend geblieben ist. Es ordnete sich, in einem Raum zwischen Maria am Gestade und der damaligen Karmeliterkirche (jetzt zu den Neun Chören der Engel) und zwischen dem Tiefen Graben und den Tuchlauben, ziemlich regelmäßig um den von etwa 20 Häusern eingefaßten Schulhof — nicht den heute so genannten Platz —, der nach Vertreibung der Juden „Neuer Platz" heißen sollte, aber seit 1437 als „Judenplatz" die Er​innerung an seine einstigen Inhaber im Namen behielt. Von hier führte eine Gasse nördlich zum Hauptverkehrsweg der Wipplingerstraße, eine der heutigen Jordan- und Schultergasse entsprechende Gasse östlich und drei Gassen südlich auf den Platz am Hof, beziehungsweise zum Friedhof und zur Kirche der Karmeliten. Die letzterwähnte Gasse, die jetzige Kurrentgasse, war — wie im nördlichen Teil die Wipplingerstraße — im südlichen Teil der Judenstadt deren Hauptverkehrsader.


Dieses Ghetto, das zur Zeit seiner höchsten Blüte etwa {24} 70 Häuser zählte, war von der übrigen Stadt nicht durch eine Einfriedung, sondern dadurch abgetrennt, daß sich die Häuser nur nach innen öffneten; nur dort, wo durchlaufende Straßen​züge die so entstandene natürliche Umwallung durchbrachen, waren zur Vollendung der Abgrenzung Mauern und Tore an​gebracht. Die beiden Haupttore befanden sich an den Enden der Wipplingerstraße. Das knapp an der Hohen Brücke — über den Tiefen Graben — stehende kommt schon 1314 unter dem Namen Judentor vor; in seiner Nähe stand der in die Stadtmauer eingebaute Judenturm, der nach einem dort an​gebrachten Stein mit hebräischer Inschrift so hieß. Das andere Haupttor bildete den Abschluß gegen den Hohen Markt zu. Die anderen Zugänge zum Judenviertel scheinen weniger wich​tig gewesen zu sein.


Das Judenviertel besaß mit seinen engen und gekrümmten Gäßlein einen ausgeprägten Altstadtcharakter, war aber, was seine hygienischen und Verkehrsverhältnisse anbelangt, nicht schlechter oder unbequemer als andere Teile des gleichzeitigen Wien. Daß sich an der Mauer des Karmeliterklosters ein wahr​scheinlich der Gemeinde gehöriger „Judengarten" — der nach der Konfiskation zur Vergrößerung des Karmeliterfriedhofs diente — hinzog und daß auch eine Häusergruppe zwischen Schulhof und Wipplingerstraße einen gemeinsamen Gartenhof besaß, bedeutet eine relative Weiträumigkeit. Im ganzen ent​spricht die heute bebaute Fläche so sehr der ursprünglichen, daß wir annehmen dürfen, das ganze Stadtviertel habe in der allgemeinen Anlage wesentliche Züge seines Charakters be​wahrt; dagegen hat sich von den Häusern jener Zeit nichts — auch nicht in Abbildungen — bis in die Gegenwart erhalten.


In ihrer internen Verwaltung und ihrem religiösen Leben war die Gemeinde autonom. Sie besaß im Zeitpunkt ihrer Aufhebung an gemeinsamem Besitz eine Synagoge, ein Spital und den Fleischhof und außerhalb ihres Wohnbezirks den im sogenannten „Greut" vor dem Kärntnertor (in der Gegend der heutigen Goethegasse und Opernring 10) gelegenen Friedhof, der — wie man nach der im Fridericianum gewährten Maut​freiheit für die Überführung von Judenleichen schließen kann — vielleicht eine Art Zentralfriedhof für das ganze Land war.
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Plan des Judenviertels in der inneren Stadt zur Zeit der Aufhebung im Jahre 1421

Nach Dr. Ignaz Schwarz in „Das Wiener Ghetto".
{27}
Die Synagoge, die schon 1204 als Zentrum des ganzen Judenbezirks erscheint, wurde nach dem Brand von 1406 aus Stein wieder aufgebaut und war wahrscheinlich, schon durch dieses Material, das ausgezeichnetste Gebäude des Ghettos. Einen Teil ihrer Steine erhielt nachmals die Universität zur Erweiterung ihrer Bauten. Die Entstehungszeit des Spitals, das, jüdischen und christlichen Einrichtungen entsprechend, Krankenhaus und Versorgungsheim gewesen sein dürfte, ist nicht bekannt; ein Andenken hat sich in grundbücherlichen Eintragungen lange erhalten — noch 1794 heißt das an seiner Stelle stehende Haus „das weilent der Juden Spital gewesen", doch gingen die For​men dieses schönen, erst 1883 demolierten Renaissancehofs keineswegs — wie Schwarz meinte — auf die jüdische Zeit zurück. 

Ein eigenes Bad, das bei dem strengen Verbot des Zusammenbadens von Juden und Christen eine Notwendigkeit war, gab es außerhalb des Ghettos in der Nähe des Friedhofs und innerhalb seiner in der Badestube „zu den Röhren"; sie ge​hörte zum Teil der „Judenzeche", einer Bruderschaft („Chewra  kadischa"), die als Organ der Gemeinde für Zwecke der öffent​lichen Wohlfahrt diente.


Die Vertretung der Gemeinde gegenüber den landesfürst​lichen Behörden, die Bemessung und Eintreibung von Steuern und Abgaben, die Verwaltung der Gemeinde und ihrer An​stalten und die Entscheidung in Rechtsstreitigkeiten zwischen Juden oblagen dem Judenmeister, der das Organ des Juden​richters innerhalb der Gemeinde war. Von einem dieser Funk​tionäre, Meister Leyser, hat eine flüchtig gezeichnete Skizze im „Judenbuch der Scheffstraße" ein sehr lebendiges Porträt auf​bewahrt; er erscheint mit Bart und Judenhut und hält das den Meineidigen bedrohende Beil in Händen; sein christlicher Part​ner in dem gleichen Grundbuch deutet auf die Zunge hin. Dem Judenmeister stand im Verkehr mit den Behörden und als Exekutivorgan innerhalb der Gemeinde der „Judenmesner" zur Seite, der gleichzeitig auch als Synagogendiener rituelle Funktionen ausübte.


Die geistig religiöse Führung der Gemeinde war Sache des Rabbiners. Daß 1204 schon der Bestand einer Synagoge nach​weisbar ist, läßt darauf schließen, daß es seit damals auch {28} Rabbiner in der Gemeinde gab; doch scheint nach der Warnung berufener Kenner die nahezu lückenlose Reihe dieser Funk​tionäre, die man zusammengestellt hat, teilweise auf bloßen Mutmaßungen und Wahrscheinlichkeitsschlüssen zu beruhen. Ob Gelehrte wie Isaak ben Moses (nach seinem Hauptwerk „Or Sarua", auf deutsch Lichtsaat, Isaak Or Sarua genannt), der in der zweiten Hälfte des XIII. Jahrhunderts in Wien lebte, der etwas ältere Rabbi Salomo Chajim, Rabbi Abigedor ben Elia ha Kohen und andere sich als Rabbiner betätigten, scheint des​halb so schwer bündig erweisbar, weil das Rabbinat im XIII. Jahrhundert an keinerlei Ordination gebunden war und erst im XIV., in dem uns Rabbi Nissim (Guetman 1318 bis 1337), Moses ben Rabbi Gamliel, Meir ben Baruch Halewi (1393 bis 1408), Abraham Klausner (1399 bis 1407), dessen Sohn Schaul, Rabbi Jonah und Rabbi Jekl aus Eger ausdrück​lich als Rabbiner überliefert sind, seine Organisation zu einem eigenen Amt erfuhr. 

Diese Erstarrung der vordem freien Lehre hat man mit zwei gleichzeitigen Wandlungen im Dasein der Juden in Zusammenhang gebracht: mit dem Zusammenbruch der alten Bildung infolge der Verfolgungen, die der Einbruch des schwarzen Todes abermals zu wilder Glut entfacht, hatte, und mit der Beschränkung der Juden auf das bloße Geld​geschäft, die die Entstehung eines besoldeten und an einen Befähigungsnachweis gebundenen Lehramtes zur Folge hatte. Im XIV. Jahrhundert wurde dieses, im Gegensatz zu früher, ein besoldeter Beruf, für den Rabbi Meir Halewi durch Ein​führung des Morenutitels — einer Art rabbinischen Doktorats — einen Befähigungsnachweis zu schaffen versuchte. 

Eine solche Berufung Berufener wurde um so wichtiger, als, infolge der Erschütterung des Daseins der deutschen Juden im XIV. Jahr​hundert, die Lehre in lokale Gepflogenheiten zersplitterte; jede Provinz, fast jede Gemeinde, entwickelte den für sie ver​bindlichen Brauch. Die Mannigfaltigkeit dieser „Minhagim", die zur Hauptsache geworden waren, hatte eine umfängliche Gutachtenliteratur zur Folge; man konsultierte fremde Autori​täten mündlich oder schriftlich über das bei ihnen Übliche, wobei die Zerstörung der altberühmten rheinischen Gemeinden den Schwerpunkt mehr und mehr nach dem Osten verschob. 

{29}
Die „Weisen Österreichs" wurden führend, werdende und fer​tige Gelehrte ließen sich hier nieder, und Wien, Wiener-Neu​stadt und Krems nahmen die Stellung ein, die früher Speyer, Mainz und Worms besessen hatten. Aber über der Tätigkeit „dieser großen Lichter, die bei Tag und Nacht herrschen", wie eine Höflichkeitsformel diese Rabbiner nennt, liegt nicht mehr der Glanz tieferer Gelehrsamkeit; sie begnügen sich, den „Min​hag" auszubauen, spitzfindigen Scharfsinn zu entfalten oder in Fragen des Gottesdienstes und der Ethik ihre Gemeinde zu führen; ihre Vorliebe für das Didaktische und Moralisierende spiegelt eine Tendenz wider, die ja auch der christlichen Literatur des XIV. Jahrhunderts eigentümlich ist. Aber wie diese wird durch die enge Verflochtenheit mit dem Leben auch die jüdische Responsorienliteratur zu einem gesprächigen Spie​gel des Alltags; namentlich aus den Schriften des zuerst in Marburg, dann in Wiener-Neustadt tätigen Rabbi Israel ben Petachja, genannt Isserlein, fällt manches Licht auf die Wiener Judenstadt, deren Fall er um mehrere Jahrzehnte überlebte und deren Vernichtung er als Zeitgenosse, vielleicht Augenzeuge mitmachte.


Das Dasein in ihr war trotz allem Druck nicht ohne Heiter​keit und Luxus; Üppigkeit an Speise und Trank sind so gut bezeugt wie Freude an kostbarer Kleidung, auch die Feinde der Juden warfen ihnen ja ihren Luxus vor. Am Feiertag pflegten die Leute am Fluß spazieren zu gehen, um sich am Treiben der Fische zu ergötzen und diese zu füttern, was bei zelotischen Urteilern gewisse Bedenken erregte. Die Hochzeiten boten Ge​legenheit zur Entfaltung sowohl von lauter Fröhlichkeit als von Wohltätigkeit; aber bei außerordentlichen Traueranlässen be​suchten die Juden ihren außerhalb des Ghetto gelegenen Friedhof nicht geschlossen, sondern in kleinen Gruppen, um nicht Aufsehen und Mißfallen bei den Christen zu erregen, über allem Dasein lag ein Schatten; auch jenes Ansammeln von Schmuck und Gold in den Judenhäusern, von dem mehrfach die Rede ist, war nicht bloßer Ausfluß behaglicher Existenz, son​dern entsprang der Notwendigkeit, seine Habe in beweglicher und konzentrierter Form bei sich zu haben.


Die Ursachen dieser Unsicherheit lagen in der Sonderstellung {30} der Juden innerhalb der sozial-wirtschaftlichen Struktur der mittelalterlichen Welt; und diese Sonderstellung hat ihren sym​bolischen und verhängnisvollen Ausdruck in ihrer ausschließ​lichen Festlegung auf den Geldhandel gefunden.  Es gehört nicht in den Rahmen einer lokalgeschichtlichen Darstellung, die un​zählige Male diskutierte Frage noch einmal aufzurollen, ob Nei​gung oder Nötigung die Juden zu diesem Erwerbszweig ge​führt habe; für uns genügt die Feststellung, daß die Eignung zu diesem Geschäft, deren inneren Zusammenhang mit der Fähigkeit abstrakter Verstandesbetätigung man so häufig her​vorgehoben hat, durch die völkische und konfessionelle Abseits​stellung der Juden Förderung erfuhr und erfahren mußte. 

Das nach früher läßlicherer Handhabung im hohen Mittelalter schär​fer angewendete kirchliche Zinsverbot schob den außerhalb des kanonischen Rechtes stehenden Juden das Geldgeschäft und die Nötigung zum Wucher zu, mit beiden den Fluch der Kapitalsansammlung und den tödlichen Haß der Ausgebeuteten. 

Das jüdische Privilegium des Geldgeschäftes, das aus der ein​zigartigen doppelten, völkischen und konfessionellen, Ausnahmestellung der Juden in der mittelalterlichen Welt entsprang, war geeignet, diese Ausnahmestellung tiefer und begreiflicher zu machen; Georg Liebe hat sehr richtig das feste Verhältnis zwischen dem Sinken ihrer sozialen Stellung und dem Steigen ihrer wirtschaftlichen Bedeutung hervorgehoben. 

Auch auf Wie​ner Boden wirkte sich diese Kräftespannung um so verhängnis​voller aus, als ein die Juden betreffender Interessenkonflikt zwischen den beiden maßgebenden sozialen Mächten, dem Lan​desfürstentum und der Bürgerschaft, im Geldgeschäft der Juden seine Zuspitzung fand. 

Den Fürsten waren die Juden eine zu schützende Einnahmequelle, den Bürgern ein Gegenstand des Neides und des Hasses; je heftiger diese Leidenschaften drohten oder Entladung fanden, desto stärkerer Gewinn ließ sich aus den Gefährdeten ziehen, deren dadurch gesteigerte Bewucherung der Bevölkerung wiederum den Ingrimm dieser um so mehr hervorrufen mußte.


Diese Lage war beim Übergang der Herrschaft an die Habs​burger im Prinzip gegeben. Um 1292 machte sich Seyfried Helbing zum Dolmetsch volkstümlichen Judenhasses; „und der {31} juden ist gar zu vil — hie in diesem lande. — ir ist sünde und schande." Oder: „und war ich ein fürst zu nennen, — ich hieß iuch alle brennen, — ir juden, swa ich iuch kaem an —"


Ein Jahr später fand, auf Grund einer Ritualmordverdächti​gung — übrigens der einzigen, von der in Österreich berichtet wird — in Krems die erste blutige Judenverfolgung statt. An​dere folgten in den nächsten Jahren an verschiedenen Orten Österreichs, zumeist auf die Anschuldigung von Hostienschändungen hin, wobei König Albrecht einzelnen Exzessen mit starker Hand abwehrend entgegentrat. Das den österreichischen Herzogen 1331 auch formell verliehene Recht, Juden zu halten, erwies sich für diese als der beste Schutz, besonders in Wien, wo sich ihre finanzielle Kraft zu konzentrieren begann; daß die 1338 von Pulkau ausgegangene Verfolgung, die sich auf fast ganz Niederösterreich und über dessen Grenzen hinaus er​streckte, nicht auf Wien übergriff, erklärt eine unverfängliche zeitgenössische Stimme „propter pecuniam", des Geldes wegen. 

Aus Dankbarkeit für diesen Schutz setzte die Wiener Juden​gemeinde den Zinsfuß auf drei Pfennig pro Pfund und Woche herab, was immer noch 65 Prozent für das Jahr entspricht, aber doch eine gewisse Entspannung herbeigeführt haben dürfte. Wenigstens blieben die Wiener Juden auch beim Auftreten des schwarzen Todes im Jahre 1349 von Verfolgungen frei; sie hatten so viele Todesopfer zu beklagen, daß sie ihren Friedhof erweitern lassen mußten, und dieser Umstand sprach doch wohl allzu klar gegen ihre sonst gern angenommene Schuld an der Seuche. Konrad von Megenberg, der damals in Wien sein „Buch der Natur" schrieb, bemerkt gegenüber dieser Be​schuldigung, es wäre sehr töricht von den Juden gewesen, sich selbst mitzuvergiften.


Auf Herzog Albrecht II., den ein klösterlicher Chronist der Zeit spöttisch als Judenfreund, als fautor Iudeorum betitelte, folgte sein Sohn Rudolf IV., dessen Gesetzgebung den Juden gleichfalls nicht ungünstig war; sie behielten bei der Neu​regelung der Gerichtsverhältnisse ihr Sondergericht und wur​den bei der großen Reform der Grundbesitzverhältnisse von der Möglichkeit, Burgrecht zu erwerben, nicht ausgeschlossen. 

{32}
Denn dem Herzog war an jeder Art von Anregung der Wirt​schaft gelegen. Daß diese Begünstigungen böses Blut verursach​ten, bezeugt eine um 1370 geschriebene Eintragung im „Wiener Stadtrechtsbuch", daß die Juden „vil pezzer recht habent gegen die Christen denn die Christen gegen die juden".

Eine solche Mißstimmung gegen die Juden, verbunden mit deren wirtschaft​lichem Gedeihen, mochte Rudolfs Bruder und Nachfolger er​muntern, dieses Regale kräftiger auszunutzen. Unter Albrecht III. und Leopold III. begann für die Juden eine Periode wachsen​der Rechtsunsicherheit: Vermögenskonfiskationen, Annullierun​gen von Schuldbriefen, Einschränkungen geschäftlicher Natur erfolgten nun häufiger; in den Siebzigerjahren wurden alle Juden eingekerkert und ihr Vermögen eingezogen, wobei ihnen aber ihre Schuldbriefe belassen wurden, die ihnen das Weiter​arbeiten ermöglichten. Privilegien von 1377 und 1401, die übrigens nicht im Wortlaut erhalten geblieben sind, kosteten gewiß schwere finanzielle Opfer; boten doch sogar die 1397 aus Steiermark nach Wien gefluchteten Juden dem Herzog 16.000 Pfund, „das er inen frid schuf". Und das tat er. 

Der Pöbel in Wien wäre gern über sie gekommen. 

Das verbot der Herzog und Rat zu Wien, „wer ain Juden nur unrecht an sech, der wer umb leib und gut". Ironisch bemerkt der Wiener Annalist zu dieser Erzahlung: „also ist Österreich der Juden verhaissen und gesegnet laut".


War es das, so war es teuer erkauft. Aus den Abgaben für gelegentlichen Schutz hatte sich eine regelmäßige Steuer ent​wickelt, über die schon 1320 als über eine ständige Einnahme verfügt wurde; Anweisungen auf die Judensteuer galten seit damals als Unterlage bei Aufnahme von Schulden. Zu dieser in der Höhe ständig wechselnden jährlichen Steuer, deren Auf​teilung durch die Judenmeister der verschiedenen Gemeinden erfolgte, gesellten sich außerordentliche, die in der Unruhe der Zeiten immer häufiger ausgeschrieben wurden. Besonders drückend wurden die Lasten unter Albrecht V.; am Tage seiner Volljährigkeitserklärung (30. Oktober 1411) schrieb er eine Judensteuer aus und nahm am folgenden Tage ein Darlehen von 1000 Pfund Pfennigen bei „unseren Juden gemainkleich in Österreich oberhalb und niderhalb der Enns" auf. 
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Weitere Steuern und Zwangsanleihen folgen beinahe jährlich, so 1417 kurz nacheinander ein Zwangsdarlehen von 6000 Gulden und eine außerordentliche Steuer in unbekannter Höhe. Die letzten Leistungen belohnte der Herzog mit einem neuen Schutzbrief, der den Juden mit Hinblick auf die „nuczpern und manigvaltig dienst, die unseren vordern und uns die egenanten juden getan habent und noch hinfür tun mügen und sullen" für vier Jahre Sicherheit und Befreiung von außergewöhnlichen Steuern zu​sicherte. Die Hussitenkriege machten die äußerste Kraftanstrengung des Landes unvermeidlich; alle Kreise der Bevölkerung seufzten unter dem schweren Druck, sie sahen mit Grimm die wachsende Verschuldung und suchten die Schuld für diese in dem Wohlstand der Juden, der doch beträchtlich sein mußte, wenn er ihnen dauernden Schirm gegen die allgemeine Feind​schaft zu erkaufen vermochte.


Tatsächlich hatte das Wuchermonopol die Juden zu einem Instrument fiskalischer Ausbeutung der ganzen Bevölkerung in einer Form gemacht, die den ganzen Ingrimm auf die ver​mittelnde Stelle ablud. Bis zu einem gewissen Grade scheinen sich die Juden des teuflischen Charakters dieses Mechanismus bewußt gewesen zu sein, wenn Isserl (zirka 1390—1460) einmal ausspricht: „Wir ernähren uns allerdings hauptsächlich vom Wucher, aber alles was die Gewalthaber von uns verlangen, das verlangen sie unter dem Vorwissen und der Billigung unseres Wuchers". 

Nicht bewußt wurden sie sich jedoch der Demorali​sierung, die die dauernde Beteiligung an Geschäft und Gewinn dieser Art zur Folge haben mußte; Isserl selbst gestattete sei​ner Schwiegertochter, Geld auf Wucher auszuleihen, und die beiden Wiener Rabbiner Rabbi Baruch Halewi und Abraham Klausner erscheinen unter den Geldgebern der Scheffstraße.


Nahmen selbst Führer des Judentums diese Art des Er​werbes als eine Selbstverständlichkeit hin, so ist es kein Wunder, daß die christliche Bevölkerung dem Zusammenhang der Dinge nicht nachspürte, sondern sich an jene Stelle hielt, die ihr als der Quell ihres wirtschaftlichen Ruins erschien. Jener phantastische Zinsfuß von 173 Prozent, der ursprünglich für gesetzlich erklärt wurde, ist mit der enormen Geldknapp​heit in einer Zeit stark wachsenden Geldbedarfs nicht ausreichend begründet; es kommt eine aus der Rechtsunsicherheit der Juden und dem prekären Charakter ihres Geldgeschäftes sich ergebende riesige Risikoprämie dazu. 

Waren doch die ge​währten Darlehen nicht zu produktiven, sondern zumeist nur zu Konsumzwecken bestimmt und die Schuldner durch ihre soziale Überlegenheit oft dem Zugriff entzogen; häufiger Ver​lust der Zinsen und des Kapitals durch Schuldannullierungen und hohe Steuern an den Landesfürsten mußten in den Zins​fuß eingerechnet werden, wenn dieser zu dem fiskalisch er​wünschten Ergebnis, der raschen Ansammlung eines jederzeit greifbaren Kapitals, führen sollte.


Selbst jene 1338 erfolgte Herabsetzung des Zinsfußes auf 65 Prozent war keine auf die Dauer ausreichende Erleichte​rung, zumal er, wie wir wissen, häufig nicht einmal eingehalten wurde; sowohl im Hypothekargeschäft als im reinen Pfandleih​geschäft mußte er zu schwerer Verschuldung der Geldnehmer führen. 

Die ausgezeichnete Untersuchung, die A. Goldmann dem „Judenbuch der Scheffstraße" — dem die jüdischen Hypothe​ken betreffenden Teil des Grundbuchs einer im Gebiet des heu​tigen III. Bezirks gelegenen Vorstadt — gewidmet hat, und das reiche Material, das neuerdings aus anderen Wiener Grund​büchern zutage gefördert worden ist, gewähren einen tiefen Einblick in einen, vielleicht den wichtigsten Teil des jüdischen Geschäftes. 

Ein beträchtlicher Teil des Grundes der Stadt war jüdischen Gläubigem verpfändet; wie weit dazu noch Schulden auf Basis beweglicher Pfänder kamen, läßt sich nicht errechnen, weil alle darauf bezüglichen Dokumente verschwunden, viel​leicht zum Teil schon beim Brand der Judenstadt von 1406 zu​grundegegangen sind.


Dieser Brand ist immer als ein Vorzeichen der Katastrophe von 1420/21 empfunden worden, und namentlich neuere Be​urteiler haben auf den Zusammenhang der beiden Ereignisse besonderen Nachdruck gelegt; die durch den Brand verursachte Minderung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Gemeinde habe das Interesse des Herzogs an ihr und seine Neigung, sie zu schützen, kleiner werden lassen.


Der Brand selbst, der in der Nacht von Freitag auf Samstag am 5. November in der Synagoge ausbrach und bald auf die {35} Nachbarhäuser übergriff, vollzog sich mit all den Schrecken eines solchen Ereignisses für eine mittelalterliche Juden​gemeinde, die immer solidarisch für jedes Unheil zu haften hatte. Der Pöbel benutzte die Gelegenheit zu Raub und Plünde​rung, brach in die Häuser ein, raubte alle Kostbarkeiten und entfaltete drei volle Tage seine Zerstörungswut. Die Juden konnten Gott danken, mit dem Leben davongekommen zu sein. Ihre Verluste schätzte die Klosterneuburger Chronik auf mehr als 100.000 Gülden; was die Plünderer auf den energischen Befehl des Herzogs Leopold zurückbrachten, stellte nur einen Bruchteil dieses Wertes dar. Durch den Verlust der durch Brand und Raub abhanden gekommenen Pfänder kamen auch die Schuldner zu Schaden, denn nach der Judenordnung waren die Inhaber der Pfandobjekte bei deren unverschuldetem Unter​gang nicht zum Ersatz verpflichtet.


Hat diese unzweifelhaft schwere Schädigung das jüdische Geschäft in den Nerv getroffen? In dem ziemlich kleinen Be​trieb, den das Judenbuch der vorstädtischen Scheffstraße ent​hüllt, tritt nach 1406 unzweifelhaft ein Rückgang ein; aber an​dere Behelfe lassen erkennen, daß die Verarmung keine Kata​strophe war und auch in den folgenden Jahren zahlreiche jüdische Grundbelehnungen vorkamen. Sicher bilden sie nur einen bescheidenen Prozentsatz aller Geschäfte dieser Art, aber man darf, um ihre psychologische Wirkung auf die Bevölke​rung zu verstehen, nicht vergessen, daß sich Wien gerade in der kritischen Zeit in einem Zustand unaufhaltsamen wirt​schaftlichen Rückgangs und heftiger seelischer Beunruhigung befand. 

Die Monopolstellung der Stadt für den Nordsüdverkehr wie für den Transithandel nach Ungarn — von Anfang an ein Hauptstützpunkt der Wiener Wirtschaft — war durch die Tei​lung der österreichischen Länder und durch Repressalien der Nachbarstaaten schwer erschüttert. Auch im Gewerbe ertönten um die gleiche Zeit Rufe nach Schutz der heimischen Produk​tion, während eine sich seit langem vollziehende soziale Um​schichtung bisher maßgebende Bevölkerungsgruppen herab​drückte. 

Die schweren Wirren, die vom Ende des XIV. Jahr​hunderts an mehr als 100 Jahre Wien zerrütteten, sind nicht minder auf soziale als auf dynastische Zwistigkeiten {36} zurückzuführen. Wenn wir den neuesten Untersuchungen über die Wiener Erbbürger entnehmen, daß bei 223 nachgewiesenen Schuldgeschäften dieser Gruppe nur in einem Drittel der Fälle und mit etwa einem Viertel der Gesamtsumme die Geldgeber Juden waren, so wissen wir, daß am Untergang dieses Patriziats ganz andere Ursachen schuld waren, können aber be​greifen, daß der Groll dieser Gruppe sich mit besonderer Heftigkeit gegen eine auch aus anderen Gründen verhaßte und sozial nur durch den Landesfürsten notdürftig geschützte Gruppe richtete. Diesem Gefühl bot die Entfachung religiöser Erregung durch die hussitische Bewegung in Böhmen Nahrung, deren stärkster Antrieb und Werkzeug die Entfesselung emotioneller Kräfte war. 

Daß sich der Verdacht eines Einverständ​nisses mit den Feinden der katholischen Kirche gegen eine fremdgläubige Minorität richtete, was in allen ähnlichen Si​tuationen immer wieder geschah, war um so naheliegender, als einerseits die Hussiten wenigstens anfangs, durch ihr Ver​hältnis zur Bibel in eine gewisse judaisierende Richtung ge​rieten — nach einer jüdischen Quelle hätten sie in Prag Hymnen gesungen, die den dortigen Rabbiner Abigedor zum Verfasser hatten —, anderseits Österreich von verkleideten hussitischen Emissären wimmelte, die nicht ohne Erfolg arbeiteten. „Alle Schlechtgesinnten," erzählt die Klosterneuburger Chronik, „Chri​sten und Juden, Vornehme und Gemeine liefen ihnen zu, so daß kein Fürst ihnen widerstehen konnte." Auch eine rabbinische Stimme der Zeit bezeugt, daß manche Juden aus ihren Sympathien für die Hussiten kein Hehl machten und warnte sie davor, deren Lieder mitzusingen und so in den Zwistigkeiten der Christen Partei zu ergreifen.

Sicher befindet sich inmitten der Erregung eines Religions​krieges eine andersgläubige Enklave in einer üblen Lage. Ob die konkrete Beschuldigung, daß die Juden den Hussiten Waf​fen verkauft hätten, in einem erheblichen Umfang begründet war — ein Verteidiger der Juden hat kürzlich die Wahr​scheinlichkeit solcher Einzelverkäufe zugegeben, „da die Juden ja mit allem handelten" —, ist nicht erweislich. Daß die am 9. September mit der Angelegenheit befaßte Wiener Theo​logische Fakultät nur im allgemeinen der Ansicht war, daß es {37} zwischen Juden einerseits und Hussiten und Waldensern ander​seits ein geheimes Übereinkommen gebe, spricht nicht dafür, daß ein stichhaltiger Beweis solchen Verhaltens vorgelegen ist. Wäre klarer Landesverrat erwiesen worden, so hätte die Fa​kultät nicht in gleichem Atem auf generelle Anklagen zurück​zukommen gebraucht, wie daß die Juden sehr zahlreich seien, daß sie ein luxuriöses Leben führten, daß sie lästerliche Bü​cher besäßen.


Die Anschuldigung des Einverständnisses mit dem hussiti​schen Landesfeind hat Albrecht V. viele Jahre später, in einer Urkunde von 1438, noch einmal aufgegriffen, und auch sein Sohn Ladislaus Postumus kam 1453 in unbestimmter Weise wieder darauf zurück; sie mußte für Albrecht, der die so lange unglücklich verlaufenden Kreuzzüge gegen die Wider​sacher der Kirche führte, volles Gewicht besitzen, denn er be​durfte für seine Aufgabe des festesten Rückhalts an seinem ganzen Volke. Wenn er also 1417 jenen Schutzbrief verlieh und, ehe dessen Frist noch abgelaufen, das grausamste Straf​gericht über die Juden in Stadt und Land verhängte, so spricht dies für seine Gutgläubigkeit und für die Stärke der Strö​mung, die ihn bewog, von der bisher geübten landesfürstlichen Politik abzugehen. Sein wirtschaftspolitischer Standpunkt brach vor der wirtschaftsethischen Abneigung gegen die Juden zu​sammen.


Unmittelbar ausschlaggebend für Albrechts Entschließungen war jedoch die Beschuldigung einer Hostienschändung, als deren Haupttäter man die Frau des Mesners an der Laurentius-Kirche zu Enns und den dortigen reichen Juden Israel be​zeichnete. Die Frau gestand in der Tortur ihre Schuld an dem Hostienraub ein, Israel, seine Gattin und eine Reihe von Ennser Juden, die man mit der Frau nach Wien gebracht hatte, stell​ten unter den größten Qualen jede Schuld hartnäckig in Ab​rede. 

Trotzdem nahm das Verfahren seinen Lauf. Am 23. Mai 1420 wurden auf Befehl des Herzogs sämtliche Juden in den herzoglichen Städten Österreichs gefangen genommen, ihr be​wegliches und unbewegliches Vermögen eingezogen, die Armen ausgewiesen und die Reichen als Geisel zurückbehalten. Der Schlußakt spielte sich zehn Monate später ab; {38} am 12. März 1421 wurden alle noch eingekerkert Gewesenen — ihre Zahl wird von christlichen und jüdischen Quellen ziemlich überein​stimmend auf 210 beziffert — auf der Wiese bei Erdberg dem Feuertod überliefert.


Es erübrigt sich, dieses oft dargestellte Martyrium noch einmal zu schildern, von der Beschuldigung der Hostienschän​dung, dem typischen Anlaß solcher Verfolgungen an — dessen innere Unwahrscheinlichkeit ja darauf beruht, daß die Aus​über des Sakrilegs von der Wahrheit der Transsubstantiation durchdrungen sein mußten, was von den Juden nicht anzunehmen ist — bis zur Liquidierung der Habe der Juden, deren Häuser verschenkt oder verkauft, deren bewegliche Schätze eingezogen und deren Außenstände zum Teil für den Herzog eingetrieben wurden. All dies sind die gesetzlichen Folgen der Verurteilung und beweisen noch nicht, daß die Gewinnung dieser Beute der einzige oder wesentliche Zweck des grau​samen Verfahrens gewesen sei. 

Aber auch das Drama selbst braucht nicht wiedererzählt zu werden. Die in mehreren Re​daktionen vorliegende „Wiener Geserah", deren Vorlage wohl ein für die jüdischen Gemeinden bestimmtes zeitgenössisches Sendschreiben gewesen ist, schildert die Ereignisse mit so naiver Kraft und schlichter, übrigens an vielen Punkten durch christliche Zeugnisse erhärteter Glaubhaftigkeit, daß jede Um​schreibung das Pathos dieser Darstellung abschwächen würde. 

Einzelne Szenen erheben sich zu monumentalem Freskomaß; die teuflische Beflissenheit verräterischer Proselyten, die aus​gesucht grausamen Martern, um versteckte Schätze zu erfassen, der fanatische Widerstand der Mehrzahl der Eingekerkerten gegen die ihnen oder ihren Kindern angedrohte Taufe, wobei es zu einer massenhaften Hinschlachtung der in der Synagoge gefangen Gehaltenen durch Rabbi Jona und eine fromme Frau kam, endlich das Drängen der letzten Zweihundertzehn zum Martyrium auf der Erdberger Wiese. 

„Wie nun die Juden zum Brandhaus geführt wurden, hoben sie an zu tanzen und zu springen, als ob es zur Hochzeit ginge. Unter lauten Zurufen und Trostworten zueinander baten sie sich gegenseitig um Ver​gebung und erhofften sich ein glückliches Jenseits." Die Asche der Verbrannten wurde nach Gold und Silber durchwühlt, die {39} nach Ansicht eines christlichen Augenzeugen von verschluckten Münzen, nach Annahme der Geserah von dem Geschmeide her​rührten, das die Weiber an sich gehabt hatten. Studenten taten sich dabei besonders hervor.


Mit dieser ungeheuren Brandfackel endet die Geschichte der Wiener Judenstadt. Aus dem „verhaissen und gesegnet lant" der Juden von 1406 war im Laufe von kaum einem Dutzend Jahren das „Blutland" geworden, dessen Name von einein Fluch begleitet in der hebräischen Literatur genannt wird. Das Gemeinwesen, das ein einträgliches Kammergut gewesen war, lag zerstört, und wenn das Ganze, wie man behauptet hat, nichts als ein Finanzcoup gewesen war, so hatte sich die Rech​nung Herzog Albrechts als verfehlt erwiesen. Daß er, wie die Wiener Geserah wissen will, versuchte, seinen Schwiegervater, König Sigmund, zu ähnlichen Maßnahmen zu stimmen, be​weist, daß für ihn diese mit äußerster Grausamkeit durch​geführte Verfolgung der Juden eine Sache innerer Überzeugung war. 

Er teilte alle Vorurteile seiner Zeit, in der nach den Worten Isserleins „die Bosheit der Christen gegen uns zuge​nommen hat, sie haben einen Ekel vor uns und wir sind wie Dornen in ihren Augen"; er stand mit seiner Tat, die kein späterer Beurteiler gebilligt oder entschuldigt hat, auf dem Rechts- und Kulturboden seines Jahrhunderts. 

Dieses war von der Solidarität aller Juden für alles, was einer von ihnen schuldete oder verübte — finanziell, rechtlich oder mo​ralisch —, fest überzeugt; dadurch waren wiederum diese mit einem Gemeinschaftsgefühl erfüllt, das ein durch lange Zeit in den Erinnerungen nachzuckendes Erlebnis, wie das Massen​martyrium von Erdberg, zum Verantwortungsbewußtsein stei​gerte. Das Feuer hat die Gemeinde, die es ausrottete, zu einer Einheit verschmolzen.

Ein spätgotischer Gedenkstein mit der Taufe Christi am Haus „Zum großen Jordan" auf dem Judenplatz erinnert noch heute an das Drama, das sich 1421 abgespielt hat.
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II. VON DER ERSTEN ZUR ZWEITEN VERTREIBUNG

•Zulassung einzelner Juden • Judenpolitik Kaiser Friedrichs III. • Maximilian und Ferdinand I. • Zulassung einzelner Juden  • Hofbefreite Juden  •Neuerliche Gemeindebildung • Darlehen an den Staat • Kaiser Ferdinand II.

•Das Ghetto im Unteren Werd • Neue Wirtschaftsform • Wirtschaftsleben im Ghetto • Bekehrungspredigten • Neue Anfeindungen • Die Judenpolitik Kaiser Ferdinands III. • Kriminalaffären •Ermordung der Jüdin Leonora • Hirschel Mayer •Mißwirtschaft und Korruption •Wachsende Anfeindung •Wirtschaftslage um 1660 •Geistiges Leben um 1660 •Anschwellen des Judenhasses •Kaiser Leopolds Judenpolitik •Ausweisung der Juden •Moralischer Zustand der Gemeinde •„Die Leopoldstadt" •Die Folgen der Ausweisung •Finanzielle Katastrophe •Eingreifen der Hofkammer •Keine Rückkehr der Juden nach Wien.


Mit der Wiener Gemeinde war der größte Teil der Juden​schaft Österreichs ausgetilgt. Die man nicht getötet hatte, waren überallhin zerstreut; manche fanden in den böhmischen Ländern und in Oberitalien Zuflucht, viele Spuren verlieren sich in an​derer Richtung. Ein Problem für sich bildeten jene, die ange​sichts des Todes sich zum Christentum hatten bekehren lassen, oder die Kinder, die zwangsweise getauft worden waren. Diese Kinder wuchsen wohl völlig in ihre neue Umgebung ein; von zwei Mädchen hören wir, die es zu Priorinnen von Wiener Frauenklöstern brachten. Schwerer hatten es die erwachsenen Neuchristen; viele von ihnen hielten den ihnen auferlegten Ge​wissenszwang nicht aus, sondern kehrten zum Judentum zu​rück. 

Tragische Konflikte müssen sich da abgespielt haben, denn dieser zweite Schritt war doppelt schwer; zeigte sich auch die jüdische liturgische Literatur geneigt, mit Rücksicht auf die Schwere des ausgeübten Drucks den Rückkehrenden eine milde Hand zu bieten, so blieb doch die strenge Konsequenz der kirchlichen Gesetzgebung. Einer der Abtrünnigen von 1421, ein Jüngling im Hofdienst, dem der Herzog besonders wohl​gesinnt war, bekannte sich 18 Jahre später, von Reue ergriffen, trotz aller Warnungen wieder als Jude und stürzte sich, wie Arenpecks „Chronicon Austriacum" meldet, hebräische Lieder singend, in die Flammen des Scheiterhaufens. Für beide Teile war, obwohl ausnahmsweise auch ein leichtsinniges Renegattentum auftaucht, die Frage des Glaubens eine unerbittlich ernste.


Als die Judengemeinden ausgewiesen wurden, hatten sie am 23. Juni 1420 unter Anrufung ihres großen Bannes — wie eine Version der Wiener Geserah berichtet und auch Thomas Ebendorfer bestätigt — schwören müssen, „das si sich nümer welten besezen in ganz Oesterreich", und auch Herzog Al​brecht hat sich jedenfalls der Wiener Bürgerschaft gegenüber ähnlich verpflichtet, wobei er sich jedoch vorbehielt, einzelnen Juden die Aufenthaltsbewilligung zu erteilen. Eine solche {44}Ausnahme machte er zum Beispiel 1438 für den Juden Isserlein, dem er volle Freizügigkeit in all seinen Ländern zugestand und den er dabei ausdrücklich von der „verdachtnus und inzicht" reinigte, wegen derer die Juden in Österreich vorher bestraft worden waren. Seit diese keine Gemeinschaft mehr bildeten, war österreichische Gutmütigkeit wieder geneigter, den einzelnen menschlicher zu begegnen. Als Beispiel solcher Ritterlichkeit erwähnt Meister Isserl — nicht der eben genannte, sondern der bereits wiederholt zitierte. "Wiener-Neu​städter Rabbiner — einen in Wien ansässigen Herrn des deut​schen Ritterordens, der, wenn er Juden geschäftlich empfing, den Mantel derart faltete, daß das große Kreuz daran nicht zu sehen war, so daß sie ihm, ohne ihr Gewissen zu belasten, die Reverenz erweisen konnten. 

Die grausige Vision von 1421 versank in halbe Vergessenheit; wenn 1453 in einer Privilegiumsbestätigung für Wien, in der Ladislaus Postumus die Zusage seines Vaters feierlich — „bei unseren kuniglichen Worten" — erneut, „das nu hinfür in kunftigen Zeiten ewiglich die juden keinen sitz, haus, noch niderlass hie in der stat noch in den vorsteten nicht haben noch gewinnen sullen", auf jenen alten Prozeß hingewiesen wird, so ist dabei nur von „mercklich schuld und verhandlung", nicht aber von konkreten Verfehlungen die Rede, die eine so bluttriefende Sühne erfor​dert hätten. In der Praxis hat Ladislaus gleich seinem Vater Ausnahmen gemacht; 1454 hielt sich mit seiner Erlaubnis ein jüdischer Arzt in Wien auf und übte hier zum Mißvergnügen der medizinischen Fakultät seine Praxis aus.


Konsequenter hielt sich in dieser Hinsicht der Schwächling und stete Zauderer auf dem Kaiserthron, Ladislaus' einstiger Vormund, Friedrich III., der schon 1451 von Papst Nikolaus V. die Erlaubnis zur Wiederaufnahme der Juden in seinen Län​dern erwirkte; wahrscheinlich bedurfte er dazu mit Rücksicht auf die eidlichen Verpflichtungen, die Albrecht für sich und seine Nachfolger eingegangen war, einer solchen päpstlichen Dispens. In der Bulle wird das religiöse Moment überhaupt nicht gestreift, sondern die wirtschaftliche Notwendigkeit einer Wiederzulassung von Juden hervorgehoben; „pro necessitate vitae Judeorum et commoditate Christianorum" erhält Friedrich {45} die Erlaubnis, den Juden den Aufenthalt in seinen Ländern zu gestatten, und es wird den Christen ans Herz gelegt, sie menschenwürdig zu behandeln. 

Daß es bloß die ständige Geld​not des Kaisers gewesen wäre, die ihn zu größerer Duldsam​keit gegen die Juden veranlaßte, ist nicht wahrscheinlich; seine für seine Verhältnisse auffällige Entschiedenheit, mit der er etwa 1463 anläßlich des Tullner Landtages der entgegengesetz​ten Auffassung der Stände entgegentrat, entsprang eher einem Gefühl für Billigkeit und Duldsamkeit und auch einer, bei die​sem nach außen scheinbar so schwächlichen und nachgiebigen Manne, immer wieder überraschenden Zähigkeit in der Ver​teidigung seiner Rechte. 

Ihm war die Behandlung der Juden eine durchaus der kaiserlichen Kompetenz zugehörige Ange​legenheit, und er wies jede Einmengung der Stände oder Bürger in sie schroff zurück, auf die Gefahr hin, im Volksmund, wie eine klösterliche Quelle berichtet, „mehr der jüdische als der römische Kaiser" zu heißen. Soviel an ihm lag, sagt ein an​derer Chronist, „duldete er nicht, daß man Juden aus welchem Grunde immer umbringe". Wirklich ist er anläßlich aufsehen​erregender Ritualmordbeschuldigungen in Endingen (1470), Trient (1476) und Regensburg (1478) zugunsten der Juden eingeschritten.


Aber der Wille des Kaisers besaß nicht viel Macht und vollends nicht in Wien, das ja durch Jahre hindurch seiner Herrschaft völlig entzogen war; während sich etwa in des Kaisers Hochburg Wiener-Neustadt die jüdische Gemeinde eines besonderen Wohlergehens erfreute, erwiesen sich in Wien die einer Ansiedlung entgegenwirkenden Kräfte als die stär​keren. In dem Kapitulationsvertrag, mit dem sich die Stadt dem Ungarkönig Matthias Corvinus 1485 unterwarf, bedang sie sich das Niederlassungsverbot der Juden ausdrücklich aus. 

Zu einer solchen Niederlassung ist es in Wien auch unter Kaiser Maximilian nicht gekommen, dessen hier wie ander​wärts schwankende Politik bald durch die Wünsche und Be​schwerden der Stände, bald durch finanzielle Rücksichten und Motive bestimmt war. 

Einerseits ließ er sich Judenvertreibun​gen abdrängen, anderseits siedelte er Juden in anderen Gegen​den an; was Wien speziell anbelangt, gestattete er ihnen die {46} Ansässigkeit nicht — mit Ausnahme des einzigen Hirschl aus Zistersdorf, dem man soviel schuldig sei, daß man „patzientz" mit ihm haben müsse —, erlaubte ihnen dahin nur zur Erledi​gung ihrer Geschäfte zu kommen und schrieb ihnen für die Zeit ihres Aufenthaltes daselbst, nicht aber für ihre ständigen Wohnplätze, eine besondere Kleiderordnung vor. Im ganzen werden wir in seinem Verhalten jenes Konfliktes zwischen Fürstengewalt und Ständemacht gewahr, der Maximilians Stel​lung an der Scheide zweier Zeitalter entsprach und den für Österreich erst Maximilians Enkel zugunsten der Fürstengewalt entschied. Bald nach seiner Thronbesteigung, 1526, hat er auch seine prinzipielle Stellung zur Judenfrage den Ständen gegen​über klar präzisiert; er wolle in seinen Ländern, soweit dies nicht auf Grund besonderer Privilegien verboten sei, Juden nach eigenem Ermessen hausen und wohnen lassen.


Diese grundsätzliche Erklärung bedeutet jedoch keineswegs eine Neigung, jüdische Ansiedlungen in Österreich oder gar in seiner neu erbauten Hauptstadt zu fördern oder zu ver​mehren. In Wien hat weder unter 

Ferdinand I., noch unter seinen nächsten Nachfolgern eine eigentliche Niederlassung bestanden, wenngleich in- und ausländischen Juden der fall​weise, zeitlich beschränkte Aufenthalt erlaubt war. Alle be​hördlichen Verfügungen dieser Zeit, in denen von Juden in Wien die Rede ist, beziehen sich im wesentlichen auf Verhal​tungsmaßregeln bei solcher gelegentlichen Anwesenheit; das Hauptdokument dieser Art, die Judenordnung vom 18. Mai 1536, ist als eine Vorkehrung zum Schütze der Wiener Be​völkerung aufzufassen, wodurch „die Beschwerung auch Last, die ihrenhalben zu Nachtheil derselben Stadt Wien und dem gemeinen Mann durch derselben Juden Hantierung, Gewerb und Wuecher und dergleychen heimlich Händl und Pratiken entstehen und bisher eingewachsen sei, verhütet werden". 

Zu diesem Zweck wurde der Aufenthalt der Juden nach Zeit und Ziel streng kontrolliert, ihnen bestimmte Herbergen angewie​sen und zur Pflicht gemacht, „das jüdisch Zeichen allweg unverdeckt und unverporglich vornen an ihrer Bekleidung zu tragen". In dem Generale vom l. August 1551 wird dieses Zeichen als ein „nach Bunde und Breite des Zirckels" {47} genau festgesetzter aus gelbem Tuch gearbeiteter Ring nor​miert.                                                  


Die im allgemeinen den Juden feindliche und speziell einer Ansiedlung in Wien abgeneigte Politik unter Kaiser Ferdi​nand, die unter seinem Sohn Maximilian II. noch verschärft wurde, hat jedoch durch einzelnen gewährte Ausnahmehandlung manche Durchlöcherung erfahren.  Verschiedenen Per​sonen wurde der ständige Aufenthalt in Wien bewilligt, dar​unter dem Arzte Lazarus aus Günzburg, der sich jahrelang gegen die Proteste zur Wehr setzen mußte, die seitens der medizinischen Fakultät gegen sein Praktizieren erhoben wurden. 

Andere jüdische Ärzte erleichterten sich ihre Laufbahn durch übertritt zum Christentum, wie Paulus Weidner von Billerburg, der auch als theologischer Schriftsteller und Univer​sitätslehrer eine beträchtliche Rolle spielte und sogar geadelt wurde, und Julius Conrad Otto (als Jude Naphtali Margolith); ihre graphischen Bildnisse — von jenem ein Holzschnitt von 1559, von diesem ein Kupferstich von 1562 — sind, nach jener Skizze des Judenmeisters Leyser vom Ende des XIV. Jahrhun​derts, die ersten, die von jüdischen Persönlichkeiten in Wien überliefert sind. Die leichte Anpassung dieser Konvertiten — und offensichtlich auch die ihrer neuen Umgebung an sie — hängt mit der humanistischen Strömung zusammen, die stärker als unmittelbar davor und danach das rein Menschliche von konfessionellen Bindungen löste.


Daß einen kaiserlichen Paßbrief für Wien und die König​reiche und Länder 1551 auch der Musiker Abraham aus Mantua erhielt, der „bey unsern gelibten sönen ain zeit lang mit der harpfen in Diensten gestanden und noch steht", deutet den weiteren Weg der Entwicklung an; der Kaiser macht von sei​nem Hoheitsrecht ausgiebiger Gebrauch, entzieht die Juden​frage mehr und mehr der Ingerenz der Stände und der Stadt und dehnt die zunächst nur ganz Vereinzelten gewährte Auf​enthaltsbewilligung auf eine etwas größere Anzahl von Per​sonen aus.                                           


Daß das Los auch dieser Begünstigten kein besonders be​neidenswertes war, ergibt sich aus den Bemühungen um kon​trollierte Unterbringung dieses aus sieben Familien bestehenden {48} Ansatzes einer neuerlichen Ansiedlung. 
Die Regierung wollte sie 1571 im Unteren Werd, also schon im Gebiet der nach​maligen Leopoldstadt, „in ain hauß zusammen schaffen"; die Bürgerschaft sprach sich jedoch dagegen aus; weil „sy die Ju​den heraussen vor der statt zu iren beesen practiken noch mehr alß in der statt platz und raumb haben". Infolgedessen wollte ihnen Kaiser Maximilian als Wohnplatz ein Haus in der Himmelpfortgasse zuweisen; aber das Projekt zerschlug sich, weil das vom Magistrat in Aussicht genommene Gebäude völlig ungenügend war. In „7 zimerl und darunder etliche Stuben und Camer, so nit über 12 Schuech weit sein, welchen aber auch bey Tag am Liecht manglet" sollten sieben Familien, der christliche Aufseher samt Familie und die aus dem Reich und anderswoher in Geschäften nach Wien kommenden Juden wohnen. 

Ehe es zur Eruierung einer geeigneteren Unterkunft kam, entschloß sich der Kaiser jedoch, über Rat der Nieder-österreichischen Regierung, die in Wien wohnenden hofbefreiten Juden — wegen Schädigung des Handels der einheimischen Be​völkerung, wegen Wuchers und wegen Verdachts der Verbin​dung mit dem türkischen Erbfeind — ab Palmsonntag 1573 ganz und gar aus Wien auszuweisen. „Durch fussfall und un​aufhörlich nachlauffen Ihrer kaiserlichen Majestät", wie eine Beschwerde der Stände sich mißbilligend ausdrückt, wußten die Juden diesen Termin mehrmals zu erstrecken und vielleicht auch die Abschaffung, als 1575 damit Ernst gemacht wurde, abermals in eine nur partielle umzuwandeln. 

Denn in den letz​ten Jahrzehnten nimmt die Zahl der Juden in Wien sogar zu, da Rudolf II. von seinem Recht, „hofbefreite Juden" zu hal​ten, öfter Gebrauch machte; diese zumindest seit 1582 nach​weisbare Institution erwies sich für den geldbedürftigen Kaiser als eine viel ergiebigere Einnahmequelle als die Inanspruch​nahme der armen Landjuden. Denn die beträchtlichen Vorrechte dieser Klasse — Befreiung von allen Abgaben an Land und Gemeinde, Enthebung vom Tragen des Judenzeichens, Unter​stellung unter die Gerichtsbarkeit des Obersthofmarschalles und ungehinderter Aufenthalt am Orte des kaiserlichen Hoffe — mußten naturgemäß mit bedeutenden finanziellen Leistungen bezahlt werden. 
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Dauernde Kriege und die ständig wachsenden Kosten der Hofhaltung machten eine immer drückender wer​dende Inanspruchnahme aller Geldquellen unvermeidlich. 1596 widmeten die Wiener Juden 600 Gulden als Kriegskontribution, zwei Jahre später ist schon von 11.000 Gulden die Rede, im Oktober 1599 trat man wegen eines Darlehens von 30.000, mindestens aber 20.000 Gulden, an die Wiener Juden heran und drohte im Nichteinbringungsfall mit Ausweisung.


Im Kreise dieser hofbefreiten Judenschaft begegnen uns im letzten Viertel des XVI. Jahrhunderts die Ansätze zu einer neuen Gemeindebildung. Wenigstens bis 1582, dem Datum des ältesten feststellbaren Grabsteins, läßt sich die Existenz des Friedhofs (in der Seegasse) zurückverfolgen; die Synagoge dürfte nicht viel jünger sein, denn schon 1597 erhoben die niederösterreichischen Stände darüber Beschwerde, daß den Juden sogar „ihr Judentum in sinagogen zu hohn und lesterung des Sohnes Gottes, unseres einigen Erlösers und Seeligmachers, alhier in der kays. landesfürstl. residents- und haubtstatt an​zurichten zugestehet" wurde. 

Um die Jahrhundertwende erscheint die Gemeinde bereits einigermaßen konstituiert. In dem Privilegium, mit dem am 5. Jänner 1603 Veit Munk zum Vorsteher „der ganzen von uns befreydten Judenschafft" er​nannt wird, wird ihm auch eingeräumt, daß „die synagog oder schuele" bei seiner und seiner Familie Behausung bleiben und daß dort auch der Juden „Versammlungen und Zusammenkünf​ten gehalten und ihre gebreuchige judtische Ceremonien ge​übt und vericht werden sollen". Es steht ihm auch frei, „noch einen rabiner, unterweiser, vorsinger und umbsager bey seiner schuel zu halten".


Die Erhaltung solcher Einrichtungen setzt eine wirtschaft​liche Prosperität voraus, deren Unterlage wahrscheinlich die besonders privilegierte Stellung der hofbefreiten Juden war; daß diesen weiterer Zuzug nicht genehm war, ist ebenso leicht begreiflich, wie daß umgekehrt ein solcher Zudrang eintrat. 

Vielleicht ist im Jahre 1611 die Ausweisung aller nicht aus​drücklich mit einem Freibrief für Wien Befreiten das gemein​same Ergebnis beider entgegengesetzter Bestrebungen; war sie eine Begünstigung der Befreiten, so war sie auch gleichzeitig eine Drohung gegen sie, die zu finanziellen Opfern fügsam {50} machen konnte. 1612 bis 1614 scheint über die Höhe einer einmaligen Abgabe zum Zweck der Erhaltung der Gemeinde verhandelt worden zu sein; das Endergebnis war das Angebot einer einmaligen Zahlung von 20.000 Gulden und eines jähr​lichen Deputats von 2000 Gulden. 

Die durch die Abschaffung der Nichtbefreiten entstandene Lücke wurde schon 1615 durch die Aufnahme von nicht weniger als 18 Juden in die Kate​gorie der Hofbefreiten ausgefüllt, ja, zwei Jahre später wurden sogar einige der früher Ausgewiesenen wieder aufgenommen, ein Entgegenkommen, das wahrscheinlich durch das Begehren der Hofkammer erklärt wird, 1619 von den Wiener Juden ein Darlehen von 30.000 bis 50.000 Gulden zu erhalten, von denen auch 10.000 Gulden wirklich gezahlt wurden. Im folgenden Jahre wurden gegen Sicherstellung auf Pfänder abermals 17.000 Gulden verlangt, und die Juden, die diese Summe nicht aufbringen zu können erklärten, dadurch gefügig gemacht, daß man ihnen ihre Synagoge und Handelsgewölbe sperrte. Darauf boten sie „ohne pfand oder widererstattung" 9500 Gulden, wobei sie bemerkten, daß sie „khaumb das liebe brödt zue erhaltung unnser weib und khindlein erwerben".


Zwei um diese Zeit eintretende Ereignisse haben das weitere Schicksal der Wiener Judenschaft nachdrücklich beeinflußt: der Ausbruch des Dreißigjährigen Krieges und die Thron​besteigung Kaiser Ferdinand II. 

Dieser Fürst, der die zum neuen Glauben Abgefallenen seines Reiches mit unerbittlicher Strenge und Energie zum Katholizismus zurückführte, hat sich den Juden wohlwollender erwiesen als die meisten seiner Vor​gänger und Nachfolger. Nicht nur, weil sie für seine echte Frömmigkeit und seinen unbedingt kirchlichen Standpunkt als Objekte versuchter Bekehrung in Betracht kamen, sondern auch, weil sein sehr ausgeprägtes Gerechtigkeitsgefühl ihn nötigte, Verpflichtungen, die er gegen hohe Gegenleistungen ihnen gegenüber eingegangen war, allen Gegenbemühungen einfluß​reicher Kreise zum Trotz, treulich einzuhalten. 

Nun hatten die Juden in den ersten Jahren des Dreißigjährigen Krieges als Geldgeber, Heereslieferanten und Münzverwalter nicht unbe​trächtliche Dienste geleistet. Seit 1620 war ihnen der Münz​betrieb übergeben, nach dem Sturz des als Falschmünzer {51} entlarvten Münzmeisters Balthasar Zwirner im Jahre 1624 wurde sogar das ganze Prägegeschäft in dem sogenannten unteren kaiserlichen Münzhaus (in der Wollzeile) an den befreiten Hof​juden Israel Wolf und sein Konsortium übertragen. 

Ohne Kon​flikte ist es bei diesen Geschäften selbstverständlich nicht ab​gegangen; selbst die Androhung der Ausweisung mußte bis​weilen als äußerstes Druckmittel herhalten. Im ganzen schien es der Billigkeit des Kaisers jedoch unvermeidlich, den Juden einiges Verdienst zuzuerkennen und es entsprechend zu ent​lohnen. Er nahm sie schon im Juni 1619 gegenüber Aus​schreitungen der Soldateska und des Pöbels in Schutz, bestä​tigte und erweiterte ihre Privilegien, gestattete ihnen den Bau einer öffentlichen Synagoge und teilweise Gemeindeautonomie.


All diese Zugeständnisse erfolgten unter den lebhaftesten Protesten der Wiener Bürgerschaft, die bereits beim Regie​rungsantritt des Kaisers Matthias „der Judenschafft allhier zum hefftigisten opponiert und dieselbe gennzlich auss der statt vertreiben wollen". Anläßlich des Synagogenbaus kam der Magistrat, der über Auftrag des Kaisers einen geeigneten Bau​grund hatte abgeben müssen, abermals auf die Forderung der Ausweisung zurück; mit der Beschuldigung, daß die Juden bei diesem Anlaß ihre Befugnisse überschritten „und fast ein tempel zu erpauen sich understanden", erzielte er wohl die Einstellung des Baus, nicht aber die abermals geforderte Aus​weisung; und als er diese via facti zu erreichen versuchte, indem er den Bürgern den Auftrag erteilte, nach Michaeli 1623 keinen Juden mehr in ihren Miethäusern zu dulden, unter​sagte der Kaiser auch diese gewaltsame Lösung. Aber er hatte jetzt wohl eingesehen, daß der Zustand unhaltbar geworden war, und am 26. Juni setzte er eine Kommission ein, die Be​schwerden gegen die Juden prüfen und Vorschläge erstatten sollte, „wo und welcher Orthen sy von den Christen zu separie​ren und zu transferiern sein mechten".


Das treibende Moment bei diesem unermüdlichen Kampf der Stadt gegen die Juden war deren geschäftliche Konkurrenz. 

Die Lage der Wiener Kaufleute, denen die „fremden Nieder​leger", vor allem die Oberdeutschen, den Großhandel zur Gänze abgenommen hatten, war eine sehr prekäre; statt sich den {52} veränderten Verhältnissen eines großen und zunehmend zentralistischen Staates anzupassen, verschanzten sie sich hinter die Privilegien, die einige Jahrhunderte früher, auf einer ganz an​deren Stufe der Stadtentwicklung und des Wirtschaftslebens, den Wohlstand Wiens begründet hatten. 

Daß der in der wirt​schaftlichen Rückständigkeit — die ein Historiker als „be​wunderungswürdige Engherzigkeit" gekennzeichnet hat — ge​legene Kern des Übels durch eine „Ausschaffung der Juden in totum und ohne discretion schwerlich zu purgieren seyn wirdt", haben einsichtige Staatsämter schon damals eingesehen; denn, fährt das Votum der Hofkanzlei vom 27. September 1612 fort, dem diese Worte entlehnt sind, es scheine trotz dem verschrie​enen Wucher der Juden, daß man mit diesen geschäftlich oft viel besser auskommen könne als „mit unseren Mitchristen. Wie dann offen am tage, dass under den bürgerlichen handelsleuten und cramern eine solche überaus wucherliche große Schinderei eingerissen, dass hiedurch fast männiglich hoch und niedern Standes von ihnen graviert und beschwert wird".


Aber wenn die Gründe für ihre schlechte Lage auch allge​meinere und zum Teil eigene Fehler sein mochten, so ist es doch nicht weiter verwunderlich, daß die Wiener Kaufleute sich gegen die jüdischen Konkurrenten zur Wehr setzten; die Reibungsflächen zu vermindern, beschloß der Kaiser — sei es auf Grund der Vorschläge der von ihm eingesetzten Kommis​sion, sei es über Rat seines Beichtvaters, des Jesuiten Larmormain, der den Gedanken dazu aus Rom mitgebracht haben könnte —, die Juden in einem abgesonderten Ghetto anzu​siedeln. 

Woher immer die unmittelbare Anregung stammte, die Idee des peripheren Ghettos, zum Unterschied vom zentral gelegenen der mittelalterlichen Altstädte, lag zu Anfang des XVII. Jahrhunderts, als wirtschaftliche Bedeutung der Juden und soziale Abneigung gegen sie wieder einmal Hand in Hand im Steigen waren, in der Luft; Ferdinand II. trug ihr Rech​nung, indem er am 10. Juni 1624 dem Präsidenten des Hof​kriegsrats Rombald Graf Collalto den Auftrag erteilte, einen für die Unterbringung der Juden geeigneten Ort, der ihnen auch ausreichende persönliche Sicherheit bieten könnte, aus​findig zu machen. 
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Die Wahl fiel auf den mit der Stadt durch eine Schlagbrücke verbundenen Unteren Werd, an den in ähn​lichem Zusammenhang bereits ein halbes Jahrhundert vorher gedacht worden war. Die Kauftransaktion und grundbücherliche Übertragung ging trotz der Proteste der Fischer und Wirte am Werd außerordentlich rasch vor sich; aus der ersten aus 14 Häusern bestehenden Anlage wurde bald ein eigenes Viertel, das der Kaiser mit dem am 6 Dezember er​teilten umfangreichen Freiheitsbrief in seinen direkten Schutz nahm.


Hierher brachte die bis dahin auf verschiedene Häuser der Altstadt verteilte Gemeinde ihre im letzten Menschenalter allmählich gewachsenen administrativen, liturgischen und charitativen Einrichtungen mit. Einiges kulturelles Leben hatte sich auch in der prekären Daseinsform der Übergangszeit entfaltet: 

Als Rabbiner oder talmudische Gelehrte sind Rabbi Isak Jomtov ben Uri, Rabbi Manoah Hendl ben Schemarja und Abraham Chajim aus Opatow nennenswert, letzterer als der religiöse Führer der Gemeinde fast unmittelbar bis zu ihrer Übersied​lung (15. Dezember 1623). Von den Ärzten, deren Namen über​liefert sind, waren Moses Maor-Katan oder Lucerna und Elias Chalfan die bedeutendsten; jenen, der sogar für die Stelle eines Feldarztes vorgeschlagen wurde, nennt sein Grabstein den „treuen Hirten... mit dessen Tode die Weisheit zu Grabe getragen wurde".


Die hohe Schätzung der Gelehrsamkeit, die die Inschriften dieses und anderer Epitaphe bezeugen, ist auch sonst ein auf​fälliger Zug in diesem auf Gelderwerb jeder Art eingestellten hofbefreiten Judentum; in einem merkwürdigen Konvolut von jüdischen Privatbriefen, die Prager Juden im November 1619 an ihre Wiener Verwandten richteten, hält ein alter Kaufmann seinem Sohn in Wien eine richtige Strafpredigt, weil dieser sich nicht, ehe er ins Geschäftsleben eintritt, wozu immer noch Zeit sein werde, einige Zeit dem Studium der Lehre widme. Etwas von der alten Verehrung heiliger Weisheit lebte auch in der erfolgreichen Geschäftigkeit der neuen wirtschaftlichen Entwicklungsphase weiter.


Die Besonderheit dieser Phase gegenüber vorhergehenden und nachfolgenden ist wiederholt hervorgehoben worden. 

Die {56} ungeheure Kapitalzerstörung des Dreißigjährigen Krieges hinter​ließ einen günstigen Wirtschaftsboden für die Juden, deren internationaler Zusammenhang sich, wie in früherer Zeit, als ein unschätzbarer Vorteil erwies, überdies boten die Münz​zersplitterung und -Verschlechterung, die Gelegenheit vielfachen Ankaufs von den plündernden Soldaten, die Entstehung großer Massenheere, deren Bewaffnung und Verpflegung nun nicht mehr wie bei den kleinen Kerntruppen der Feudalzeit durch einzelne, sondern durch leistungs- und kreditfähige Lieferan​ten erfolgen mußte, der Unternehmungslust, Anpassungsfähig​keit und kaufmännischen Geschicklichkeit der Juden außer​ordentliche Möglichkeiten. 


Noch charakteristischer als Unter​nehmer und Projektenmacher großen Formates sind jedoch in der letzten Zeit des Krieges und unmittelbar danach die kleinen Geschäftsleute, die mit unermüdlichem Fleiß im Trümmerfeld der Wirtschaft neue Werte aufstöbern; es entwickelt sich ein betrieb- und genügsames Trödler-, Hausierer- und Agententum, dessen Erfolg gegenüber dem schwer beweglichen Han​delsstand ebenso verständlich ist, wie die heftige Abneigung, die es bei diesem auslöste. 

Geschäftlich hatte ja die räumliche Absonderung der Juden nichts verändert, die ihre Geschäfts​lokale in der Stadt, achtzehn Gewölbe am Kienmarkt, behiel​ten; eine vom Kaiser angeordnete Untersuchung, ob nicht auch eine Transferierung ihres Geschäftsviertels ratsam sei, kam, im März 1625, zu dem Ergebnis, daß es am besten sei, es an seinem alten Platz zu belassen. Allerdings mußten die Juden die Stadt vor Einbruch der Nacht verlassen.


Ihr Wohnviertel am Unteren Werd, das am 16. Juli 1625 von allen Juden Wiens bezogen war, wuchs, ohne Erweiterung des Grundes, von 15 Häusern bis 1627 auf 31, bis 1652 auf 96, bis 1660 auf 111, bis 1669 auf 132, wovon an die Grund​herrschaft, das Bürgerspital, jährlich 400 Gulden, an das Stadtsteueramt 600 Gulden zu entrichten waren, über die topo​graphischen Verhältnisse dieses Ghettos sind wir abermals durch Ignaz Schwarz genau unterrichtet. 

Es bildete ein ziem​lich regelmäßiges Viereck, dessen von der Taborstraße, dem Augarten, der jetzigen Malzgasse, Schiffgasse, Krummbaum​gasse gebildete Grenze hinter der Karmeliterkirche wieder zur {57} Taborstraße zurücklief; seine Hauptstraße entsprach der heuti​gen Großen Sperlgasse. 

In diesem Bereich wohnten 130 bis (um 1660) 500 Familien, nach dem Stand vom 26. Juli 1669 1346 Personen; die Wohndichte war sohin eine sehr hohe, die Sterblichkeitsverhältnisse aber nicht schlechter als in anderen Teilen Wiens. Eine Entschädigung für die Unbequemlichkeit der Enge boten die relative Unabhängigkeit der Gemeinde, deren Vorstand sich aus sechzehn Mitgliedern, fünf Richtern, zwei Beisitzern, sechs Juristen, das heißt Rabbinatsassessoren, und drei Kassierern zusammensetzte, und der Schutz vor Drang​salierung durch die unentwegt mißgünstigen Bürger.


Dieser Schutz durch den Kaiser entsprang seiner Absicht, den Juden die Erfüllung der großen finanziellen Forderungen, die von den verschiedensten Seiten an sie gestellt wurden, zu ermöglichen; aus diesem Grund wehrte er alle Maßnahmen ab, die ihre Steuerkraft beeinträchtigen konnten, ging aber umgekehrt dort, wo seine Hoheitsrechte oder berechtigte Inter​essen des Staates und der christlichen Untertanen in Frage kamen, mit der ihm eigenen Strenge gegen sie vor. So be​kämpfte er ihren immer mehr überhand nehmenden Wucher mit allem Nachdruck; es ergibt sich aus den 1627 in dieser Angelegenheit geführten Verhandlungen, daß sich auch Chri​sten, und zwar solche in hohen Stellungen, an den Wucher​geschäften der Juden beteiligten, und daß diese sich auf den Standpunkt stellten, sie könnten bei niedrigeren Zinsen kaum den notdürftigsten Lebensunterhalt erübrigen. 

Selbst das Gut​achten des Landmarschalls und der Verordneten an die Nieder​österreichische Regierung vom 29. August 1629 machte sich diese Rechtfertigung insofern zu eigen, als es darauf hinwies, man müsse den Juden, wenn man ihnen hier zu wohnen ge​statte, auch die Möglichkeit des Lebensunterhaltes bieten. „Nun aber gebrauchen sie sich keines Handwerks, besitzen keine Gründ und Güeter, seind auch sonsten inhabiles zu Bedienung eines oder ändern Diensts, darvon sie sich mit Weib und Kinder erhalten könten; sondern treiben ihre Kaufmann​schaft ... und in dem übrigen treiben sie Wuecher mit ihrem eigenen und von Christen entlehnten Gelt."


Zu dem fiskalischen Druck, den die Notwendigkeiten des {58} Krieges den Juden auferlegten — 1619 hatten sie zu Kriegs​zwecken 10.000 Gulden, 1620 17.000 Gulden, 1623 20.000 Gulden, 1625 3.000 Gulden beigesteuert, worauf sie erschöpft gewesen zu sein scheinen, denn erst 1632 lieferten sie wieder 15.000 Gulden —, kam der religiöse. 

Dem Kaiser, der den Grundsatz des „Cuius regio eius religio" den Protestanten gegenüber mit voller Strenge durchsetzte, erschien es natür​lich, den Juden wenigstens Gelegenheit zur Bekehrung zu geben; den zu diesem Zweck eingerichteten Predigten dienten die im römischen Ghetto üblichen als Vorbilder. Vom Regensburger Reichstag aus ordnete der Kaiser für Prag und Wien Judenpredigten an. 

Kardinal Khlesl sollte einen des Hebräischen kundigen Priester aus der Gesellschaft Jesu bestellen, der je​den Sabbath zwischen 8 und 9 Uhr früh bei den Barmherzigen Brüdern eine Predigt halten sollte, und zwar „in teutscher Sprach, deren so wohl fremde und ausländische als auch die Wienerische Juden maistentheils kundig sein"; zweihundert von diesen, davon zur Hälfte oder wenigstens zum Drittel Frauen und von der Jugend beiderlei Geschlechts höchstens vierzig, sollten sich dazu einfinden, die Strafgelder für die Ausbleibenden sollten den Bekehrten zufließen. Daß es letz​terer viel gegeben habe, ist nicht wahrscheinlich, obwohl eigene Aufsichtspersonen darauf achten sollten, „auf dass da irgend ein oder der andere Jud, gleichsamb als thete er  schlafen sich erzeigen sollte, derselb zu Aufmerkung der Pre​digt aufgemuntert wurde"; ihr geringer Erfolg dürfte auch bald zur Einstellung der Missionspredigten geführt haben. Denn das XVII. Jahrhundert ist das eines vertieften Glaubenseifers nicht nur bei Christen, sondern auch bei Juden ge​wesen; die gleiche überzeugungstreue, welche die Einen Be​kehrungsversuche anzustellen veranlaßte, ließ diese an den Anderen abgleiten.


Die religiöse Neueinrichtung verdankte die Gemeinde dem Rabbiner Jomtov Lipmann Heller, der, in Wallerstein geboren und in Prag ausgebildet, 1624 sein Wiener Amt antrat und bis zu seiner Rückkehr nach Prag (1626) bekleidete; unter ihm entstanden Synagoge und Lehrhaus, sowie alle sonst für Ritus und Gemeindeleben erforderlichen Bauten. Nur der Friedhof {59} blieb, wie in der mittelalterlichen Judenstadt, außerhalb die​ser, in der Rossau. Auch die gottesdienstlichen und selbst die administrativen Einrichtungen der Gemeinde gingen auf ihren als Gelehrten und sittliche Persönlichkeit gerühmten ersten Rabbiner zurück, dessen Amt nach seinem Abgang zunächst Dr. Leo Lucerna verwaltete. 

Den moralischen und materiellen Zustand seiner Gemeinde hatte Heller gerühmt, dennoch trug sie von Anbeginn den Keim einer Zersetzung in sich. Die Schwierigkeit außer den Gemeindelasten und städtischen Aus​gaben auch die enormen Abgaben an die Hofkammer aufzu​bringen, führte zu ständigen Streitigkeiten; die Aufteilung auf die Gemeindemitglieder und die Heranziehung der nur ge​legentlich in Wien weilenden Fremden oblag den Vorstehern, denen zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen seitens der Regie​rung die üblichen Rechtsmittel zugestanden wurden. Seit 1632 besaß die Judenstadt einen Kerker; auch die Soldatenwache, die zum Schutz gegen außen diente, durfte unter Umständen zur Brechung interner Widersetzlichkeit herangezogen werden.


Alle Schwierigkeiten nahmen mit dem Regierungsantritt Kaiser Ferdinand III. zu. Es lag in der Stellung der Juden, daß sie mehr als andere Untertanen von der Gnade des je​weiligen Kaisers abhängig waren; auch ihre Gegner ließen den günstigen Augenblick des Regierungswechsels nicht ungenützt, die Ausweisung der Juden zu erbitten. 

Die Beschwerde und Bittschrift, die Bürgermeister und Rat der Stadt Wien 1637 an den jungen Kaiser richteten, übertrifft, wie Pribram in seiner Edition der jüdischen Akten und Urkunden hervor​gehoben hat, alle ähnlichen Auslassungen dieser Kreise an Schärfe und Kraft. Hier erscheinen die Juden als die einzigen Schuldtragenden an dem Ruin der Wiener Bürger; von der Krone und den Behörden begünstigt, nehmen sie dem christ​lichen Bürger die Nahrung vom Munde weg, verfälschen die Münze, treiben die Christen durch Wucher und Übervorteilung ins Elend. Wenn die Juden auch dem Kaiser Abgaben liefern, „so gewinnen sie doch solches nit durch ihren Fleiß und Arbeith oder aus ligenden Güetern, sondern saugen es zuvor aus den armen Christen, daß also bey ihrer Dargab weder Gedeyen noch Segen sein kann ..."

Bei Fortsetzung der von Ferdinand II. {60} geübten Politik würden „vil 1000 Juden hieher sich wenden und ihre durch Gottes gerechte Straf verlohrne Reich alhie ihren anfang nehmen". Die Schlußbitte ist aus den dargelegten Grün​den „die alhiesige Judenschaft gesamblet und sonders, niemands darvon ausgenomen... von diser Statt, wo nit aus dem ganzen Land, jedoch auf 3 Meihl Wegs, auszuschaffen, dergestalt, daß sich kein Jud zu ewigen Zeiten alhie in der Statt... nit mehr understehen zu wohnen, zu handlen oder aufzuhalten".

 Trotz dem ihm im Fall der Zustimmung in Aus​sicht gestellten unsterblichen Lob und Gedächtnis hat Kaiser Ferdinand sich nicht entschließen können, der Bitte zu will​fahren; er hat den Juden im Werd, wenn auch nach längerem Zögern, im November ihre Privilegien bestätigt und 1645 und 1652 erneuert und sogar erweitert, auch im Laufe seiner Regierung wiederholt unberechtigte Forderungen, die seitens des Wiener Magistrats und anderer Unterbehörden an die Juden gestellt wurden, zurückgewiesen und Ausschreitungen, an denen auch die Studenten wiederholt teilnahmen, strenge geahndet. Dennoch läßt sich nicht verkennen, daß sich die Existenz der Juden im Verlauf der Regierung Kaiser Ferdi​nands III. immer ungünstiger gestaltete.

 Die finanzielle In​anspruchnahme wurde immer drückender; die Verpflichtun​gen an das Ärar, Rückstände und laufende Zahlungen waren 1649 bereits auf 80.000 Gulden angewachsen und sollten, an​läßlich der Privilegiumserneuerung von 1652, in eine von der Gemeinde zu übernehmende und in Jahresraten von 30.000. Gulden abzuleistende Zahlung von 300.000 Gulden eingerech​net werden; im ganzen wurden die Juden in den letzten Jahren mit 31.000 Gulden jährlich besteuert, wozu, anläßlich der Be​festigung Wiens im Jahre 1663 und anderer militärischer Not​wendigkeiten, noch weitere erhebliche Kontributionen sowie enorme Strafgelder und Mautabgaben kamen. Wesentlicher aber ist noch, daß die Haltung des Kaisers in all den zahlreichen Konflikten der Juden — hauptsächlich mit dem Wiener Magi​strat — keineswegs so fest und selbstsicher war wie die seines Vaters; die achtzehn Gewölbe in der Stadt, die den Juden von Anfang an zuerkannt worden waren, wurden ihnen 1638 bis auf zwei, die zur Verwahrung der Christenpfänder außerhalb {61} der Judenstadt unentbehrlich erschienen, genommen, aber kurze Zeit später wieder zurückgegeben. Auch bezüglich der Juris​diktion über die Wiener Juden tritt ähnliches Schwanken zu​tage. Ferdinand II. hatte die Juden in allen Streitsachen dem Wiener Magistrat entzogen und dem Obersthofmarschallsamt unterstellt. 

Ferdinand III. hingegen stellte sie 1638 in allen Rechtsangelegenheiten unter die Jurisdiktion des Magistrats, um allerdings bereits im November 1641 „aus gewissen und erheblichen Uhrsachen" den früheren Zustand wiederherzu​stellen. Durch diese unsichere Haltung ihres obersten Schirm​herrn wurden die Juden jenes Schutzes beraubt, den Ferdi​nand II. durch ihre möglichste Absonderung von der übrigen Stadt grundsätzlich angestrebt hatte.


Infolgedessen mehrten sich die Zusammenstöße. Es gab nicht nur rechtliche Differenzen — wie jene über die An​erkennung des Eigentumsrechts der Juden an dem von ihnen besiedelten Grund, den, 1637, eine Zahlung von 6000 Gulden an die Stadt beilegen sollte, und den, 1652, eine solche von 10.000 Gulden endlich beilegte —, es kam auch zu schweren Ausschreitungen und Ausbrüchen der Volkswut. 

Phantastische Kriminalfälle wirkten aufreizend und aufregend. Ein 1636 zum Christentum übergetretener Jude namens Chazzim aus Engel​berg in Böhmen, der sich unter seinem neuen Namen Ferdinand Franz Engelberger mit einem „Catholischen Wegweiser" auch als literarischer Judenmissionär versucht hatte, beging mit Hilfe zweier jüdischer Spießgesellen einen Diebstahl in der kaiserlichen Schatzkammer; unmittelbar vor der Exekution durch den Strang, zu der auf dem Wiener Fischhof auch zahl​reiche jüdische Zuschauer neugierig zusammengelaufen waren, widerrief er nicht nur sein christliches Bekenntnis, das er eben noch durch die Kommunion bezeugt hatte, sondern be​zichtigte sich auch einer greulichen Hostienschändung. 

Die Hinrichtung wurde unterbrochen, worüber sich denn, wie ein wenig jüngerer Bericht angibt, „ein Tumult erhoben, daß et​liche Juden erschlagen und ihre Häuser geplündert wurden". Es mußte die Miliz aufgeboten werden, um die Ordnung wiederherzustellen. Die Ahndung der Missetat wurde am 26. August 1642 mit raffiniert ausgeklügelten Grausamkeiten {62} auf vier öffentlichen Plätzen der Stadt vollzogen, und zum Andenken an ein Verbrechen, das so barock war wie seine Be​strafung, ein Kupferstich verfertigt und eine Inschrift an der Schranne auf dem Hohen Markt angebracht.


Ein paar Jahre später löste ein zufälliger Anlaß abermals eine starke Erregung aus. Weil ein Student von der Militär​wache am Judentor jenseits der Schlagbrücke durch einen Schuß verhindert wurde, ins Ghetto einzudringen, entstand ein Auflauf, der mit Gewalt unterdrückt wurde; seine Wieder​holung zu verhindern, erging ein Ruf, der den Rädelsführern der Studentenschaft standrechtliche Hinrichtung durch den Strang und Kassierung aller studentischen Privilegien an​drohte. Die dadurch ausgelöste Verbitterung hatte einen neuer​lichen Sturm aufs Ghetto und neuerliches Einschreiten des Militärs zur Folge. Mehr als einen Monat lang mußte eine Wache von 300 Mann die Gewölbe der Juden in der Stadt und ihre Wohnhäuser im Werd schützen; die Juden hatten die Kosten dieser Maßregel zu tragen.


Geheimnisvoller als diese beiden Fälle ist ein unaufgeklärt geblichener Mord, den sogar das Theatrum Europaeum in seine zumeist den Haupt- und Staatsaktionen der Zeit vorbehaltenen Spalten umständlich aufzunehmen für würdig erachtete: „In Wien in Österreich, vor dem rothen Thor nechst bey der Auffzugbrücken" (der Schlagbrücke vor dem Roten-Turm-Tor) „wurde im Monat Martio (1656) die fürnehme und jedermann wolbekandte Jüdin Leonora, als sie in die Stadt gehen wollen, von einem unbekandten Reuter mit 2 Kugeln todt geschossen; Weßwegen außgeruffen wurde dass derjenige so den Thätter offenbahren würde 500 Ducaten haben, so aber der Thäter sich selber angeben thäte, ihme tausend Ducaten und das Leben geschenckt seyn solle, darumb dass man diese That für eine Anstifftung von den Juden selber gehalten". 

Diesem, wie das Ende einer tragischen Novelle klingenden Bericht hat die Forschung, so emsig sie sich bemüht hat, nichts Wesentliches beizufügen vermocht; sie hat wohl festgestellt, daß die Er​mordete mit Lana T. Jechiel Michl identisch ist, deren Grab​stein sich auf dem jüdischen Friedhof befindet, und daß sie die Witwe des sechzehn Jahre vorher gestorbenen Joachim {63} Gerstl gewesen sein dürfte; sie hat auch den auf 5192 Gulden und 29 Kreuzer bezifferten Nachlaß der Ermordeten durch​forscht, ohne herauszufinden, warum sie als vornehm und all​gemein bekannt bezeichnet werden konnte, und ohne imstande zu sein, das Dunkel der Motive der Tat und die Gründe ihrer Auswirkung auf die Judenschaft zu lüften.


Wieso kam man dazu, wegen dieser melodramatischen Er​mordung einer Jüdin die Judengemeinde der Täter- oder Ur​heberschaft zu beschuldigen? Scheinbar hängt dies mit Zwistigkeiten zusammen, die um jene Zeit im Schoß der Gemeinde ausgebrochen waren und die Behörden mit erhöhtem Mißtrauen gegen die Juden erfüllten. Den Darstellern dieses Zeitraums erscheint als der Anstifter allen Schadens für die Gemeinde Hirschel Mayer aus Langenlois, der 1651 anläßlich jenes Prozesses wegen der Tötung Frau Leonoras mit den anderen Vorstehern verhaftet und wieder freigelassen wurde. 

Er nahm aber insofern eine Sonderstellung ein, als er nur am religiösen Leben der Gemeinde teilnahm, ihrer Gerichtsbar​keit wegen der Erbitterung seiner Glaubensgenossen gegen ihn aber entzogen war. Grund seiner Verhaßtheit war seine Stel​lungnahme in finanziellen Fragen. Die Bemessung und Auf​teilung der Steuern und Abgaben auf eine Gemeinde, die, wie ein 1669 aufgenommener Bericht feststellt, aus acht Kapitalisten und hunderter mittellosen Familien bestand, mag schwierig gewesen sein; der gleiche Bericht hat die Schuld an eingerissenen Mißständen den Vorstehern beigemessen, die durch liederliche Wirtschaft, durch Mißbrauch des Gemeindever​mögens zu ihrem eigenen Vorteil und ähnliche Unregelmäßig​keiten die Gemeinde derart ausgesogen hätten, daß die meisten Mitglieder zur unlautersten Konkurrenz untereinander und zu zweideutigen Geschäften geradezu gezwungen worden seien. Den Einblick in diese, tatsächliche oder vorgebliche, Mißwirt​schaft scheinen die Behörden Hirschel Mayer verdankt zu haben, der seit 1651 als eine Art General Steuereinnehmer bei den Landjuden fungierte und zur gewaltsamen Eintreibung der Steuern, an deren Ertrag er perzentuell beteiligt war, über die Kammerboten verfügen konnte. 

Fortwährend begegnet uns dieser offenbar intrigante und gewalttätige Mann in Prozessen; {64} aus dem letzten, in dem ihm beträchtliche Unterschlagungen nachgewiesen wurden, wurde er zu einer Geldstrafe von 20.000 bis 25.000 Gulden und zur Landesverweisung verurteilt, obwohl nach dem richterlichen Gutachten „dieser Bösewicht" eine zu genaue Kenntnis sämtlicher Hof-, Militär-, Finanz- und Justiz​verhältnisse besäße, als daß seine Verweisung außer Landes rätlich erscheine. Er sei auch als Denunziant nicht leicht zu entbehren. Ein Zeugnis seiner Verwendbarkeit in dieser Hin​sicht scheint eine lange Liste von Strafgeldern im Betrage von 58.000 Gulden darzustellen, die im Jahr 1668, also im Anschluß an Mayers Prozeß, von verschiedenen Wiener Juden entrichtet werden mußten und die Graf de Souches, der Kommandant von Wien, zur Befestigung der Stadt in Anspruch nahm. Das Licht, das von solchen Vorkommnissen auf die Finanz- und Geschäftsmoral der Wiener Judenstadt fällt, ist zweifellos nicht eben erfreulich; aber wir dürfen nicht vergessen, daß finanzielle Korruption in jeder Form zu den auffallendsten Zügen des öffentlichen Lebens der zweiten Hälfte des XVII. Jahrhunderts gehörte. 

Wenn wir hören, daß in Öster​reich, nach d'Elverts Forschungen, zwischen 1619 und 1663, die Veruntreuungen von Staatsgeldern in vielen Fällen in die Hunderttausende gingen, werden wir die Bewohner der Wiener Judenstadt nicht als unberührt von einem solchen Zeitübel erwarten dürfen.

Daß die Judengemeinde trotz allen Schwierigkeiten prosperierte, erweist nicht nur das regelmäßige Wachsen der Bevölkerung, sondern auch der ständige Ausbau der Gemeinde​einrichtungen. Ein neues Gemeindestatut, das die Wahl der Richter und anderer Ämter regelte, wurde genehmigt, ein zweites Gotteshaus errichtet, auf einem vom Stift Kloster​neuburg erworbenen Grunde ein Kontumazspital für Pestzeiten errichtet. Eine starke finanzielle Belastung der Gemeinde be​deutete die Aufnahme von Flüchtlingen aus Polen und Ruß​land im Jahre 1656, jene Invasion aus dem Osten, die auch sonst in der Geschichte der deutschen Juden eine so bedeut​same Rolle spielt und diesen vielfach geistige Anregung ge​bracht hat. 
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{65}
Auch Wien, das in dem, 1655, am Abend seines Lebens nach Palästina gewanderten Rabbi Phöbus eben einen berühmten Lehrer verloren hatte, gewann in dem durch seinen Scharfsinn ausgezeichneten Rabbi Herschel eine dieser östlichen rabbinischen Autoritäten; das Rabbinat selbst bekleidete jedoch Rabbi Sabbatai Horowitz, der wahrscheinlich in Wolhynien geboren, über Prag, Fürth, Frankfurt a. M. und Posen nach Wien gelangte, wo er 1660 starb. Er war ein Gegner der talmudistischen Spitzfindigkeit und kabbalistischen Theo​sophie, die der Flüchtlingsstrom gegen Westen trug und die im nächsten Jahrzehnt auch in Wien Fuß faßten.


Dieses mit dem Regierungsantritt Leopolds I. anhebende Jahr​zehnt ließ sich zunächst für die Juden nicht bedrohlich an; der neue Kaiser schien ihnen wohlgesinnter als sein Vater und bestätigte ihnen am 26. August 1659 ungeschmälert ihr Privilegium. Auch in den folgenden Jahren hat er sie wieder​holt gegen Ausschreitungen des Pöbels und gegen Übergriffe des Wiener Magistrats in Schutz genommen. 

Beide Formen der Anfeindung wurden immer häufiger und heftiger. Zu einem schweren Konflikt kam es 1660, als die Stadt im Zuge einer Eintreibung beträchtlicher Steuerrückstände eine genaue Auf​nahme aller Judenhäuser durch ihre Organe vornehmen ließ, wogegen die Gemeinde — als eine ihren Privilegien strikte widersprechende Maßregel — nachdrücklich bei dem in Graz weilenden Kaiser Protest erhob. 

Die Erledigung des Protestes, die einen Bericht darüber fordert, wie sich die Stadt „un​gehindert der allegirten Vertrag und Privilegien" gleichwohl zu ihrem Vorgehen für befugt erachtet habe, befahl wohl die Beschreibung der Häuser einzustellen, aber diese war bereits vollendet. Wir verdanken ihr einen genauen Einblick in die baulichen Verhältnisse der Judenstadt kurz vor ihrer Auf​hebung.


Von den 111 beschriebenen und abgeschätzten Häusern wur​den 27 als baufällig bezeichnet; auch die anderen scheinen nach den Schätzsummen sehr bescheiden gewesen zu sein. Die höchste Summe, auf die ein Haus angeschlagen wird, betrug 7200, der Schätzwert aller Häuser 137.290 Gulden. Die Gär​ten, die sich einst hier befunden hatten, waren der zunehmenden Dichte der Bebauung zum Opfer gefallen; von Bauluxus auch nur bescheidenster Art ist nichts zu bemerken. 

Sanitäre {66} Maßnahmen erwiesen sich als dringend nötig und wurden in der Tat 1666 angeordnet. Der Mangel an Verständnis für stan​desgemäße Lebenshaltung, den Sombart zur Erklärung der tra​ditionellen Genügsamkeit jüdischen Wohnens herangezogen hat, oder der Druck von außen, der unauffälliges Auftreten und ständige Bereitschaft zum Abbrechen der Zelte verlangte, wie andere die gleiche Erscheinung erklärt haben, führte dazu, daß eine ihren fiskalischen Leistungen nach relativ wohl​habende, zahlreiche Gemeinde in einem schmutzigen Pferch hauste und handelte. Für ihre Geschäfte waren die Beziehungen mit Juden anderer Länder vorteilhaft; Kinder mit Geschäfts​freunden in Ofen zu kaufmännischer Ausbildung auszutauschen war üblich, wurde allerdings 1664 wegen des Krieges unter​sagt. 

Der Warenhandel erstreckte sich auf die verschiedensten Gebiete, ohne sehr bedeutende Dimensionen anzunehmen; Tuch und Juwelen standen voran, auch den Pferdeeinkauf für den Hof besorgten Juden, weshalb es im Ghetto ziemlich viele Stallungen und mehrere Schmiede gab. Im Münz- und Edel​metallgeschäft waren einzelne Juden tätig, eine größere Rolle spielte das Geldverleihen, das jedoch bis 1670 privater Natur blieb und sich innerhalb enggezogener Grenzen bewegte.


Aber diese so materialistisch eingestellte Geschäftswelt be​saß auch ihre spirituellen Interessen; nach wie vor galt die Verpflichtung talmudischen Studiums, als die für den Juden höchste und gelehrte Beschäftigung, für eine ehrenvolle und förderungswürdige. Das angesehenste und reichste Haus des Ghettos, das des Moses Heller-Fränkel (Mirel), war mit den hervorragendsten Gelehrten der Zeit verwandt und verschwä​gert; viele der Studien Beflissene haben sich seiner Gastfreund​schaft erfreut.


Das religiöse Gefühl war in einer Zeit äußerer Erregung tief aufgewühlt. Kabbalistisches Denken hatte auch in Wien Eingang gefunden, von Führern der Schule lebten T. Elchanan und Rabbi Jakob Temerls hier, der als ein wahrer Born kab​balistischer Geheimlehre bezeichnet wird. In einem gewissen Gegensatz zu diesen schwärmerischen Geistern stand der nach Abberufung des Hohen Rabbi Lob 1664 an die Spitze der Wiener Gemeinde getretene Rabbiner Gerson Ulif Aschkenasi, {67} der sie bis zu ihrem Ende betreute. Er legte das Schwergewicht auf den Unterricht und praktische Betätigung der Frömmig​keit und hatte zeitweilig einen schweren Stand, als im Jahr 1666 der Taumel der von dem Pseudomessias Sabbatai Zwi ausgehenden Schwärmerei auch nach Österreich herübergriff; Wagenseil hat später von den Eiden erzählt, die seine jüdi​schen Freunde in Wien auf das Erscheinen des Messias binnen weniger Jahre ablegten. Die Bußwerke und frommen Übungen näherten sich dem Wahnwitz, Tag und Nacht erschollen die Synagogen von den Psalmen, die Sabbatai Zwi bevorzugte. 

Die Psychose, gegen die sich Rabbi Gerson, wie manche an​dere Autorität, vergebens gestemmt hatte, zuckte in Wien noch nach, als der Urheber dieses pseudomessianischen Tau​mels bereits zum Islam übergetreten war. (Er könnte zwischen Tod oder Übertretung wählen, siehe J.Geschichte, - ldn-knigi)


Unter den Zeugen für den geistigen Zustand der Wiener Judengemeinde wurde eben Johann Christoph Wagenseil ge​nannt; er ist der maßgeblichste und interessanteste, keineswegs der einzige Besucher, der von seinen Eindrücken im Ghetto berichtet hat; verschiedene angesehene Durchreisende haben es besichtigt, und Einheimische haben in reichen Häusern dort verkehrt. Wagenseils Besuche dort bedeuteten mehr; als Er​zieher junger Aristokraten in Wien lebend, hat er die Gelegen​heit dieses Aufenthaltes eifrig ausgenützt, seine Kenntnisse hebräischer Sprache und jüdischen Wesens zu erweitern und zu vertiefen, die ihn später zu einer der ersten Autoritäten auf diesem Gebiete machten. 

Der Rabbinatsassessor Model Oettingen und Dr. Leo Winkler, der Arzt der Gemeinde, waren seine besonderen Freunde und blieben auch nach seinem Schei​den in brieflichem Verkehr mit ihm. Erinnerungen an diese Wiener Jugendeindrücke tauchen in späteren Schriften des Gelehrten häufig auf, in denen er, ohne jede philosemitische Gesinnung, den Vorurteilen seiner Zeit entgegentritt; seine Ar​gumentation, daß vieles, was den Juden zum Vorwurf gemacht werde und gemacht werden könne, das Ergebnis der ihnen zu​teil gewordenen Behandlung sei und daß man nicht die Ver​fehlungen einzelner Juden der Gesamtheit anlasten dürfe, nimmt eine Gesinnung vorweg, die die Aufklärungszeit zu voller Blüte entwickeln sollte. 

{68}
Wie verfrüht solche Ideen um 1670 waren, erweisen mehrere Exzesse, die das Anschwellen des Volkshasses gegen die Juden erkennen lassen. Am 12. Mai 1665 wurde in einer abgelegenen Pferdetränke in der Judenstadt der verstümmelte Leichnam einer Frau gefunden, die Zeugen drei Wochen früher in der Judenstadt gesehen hatten; der Gatte wurde beschuldigt, die Frau den Juden verkauft zu haben, und wurde hingerichtet, ohne daß er ein Geständnis abgelegt hätte. Gegen die Juden​schaft, deren Vorsteher sogleich verhaftet worden waren, ergab sich trotz der ausgeschriebenen hohen Belohnung kein Indiz, aber 300 Musketiere hatten aufgeboten werden müssen, das Ghetto vor der Volkswut zu schützen. 

Drei Jahre später wurde der Brand, der am 13. Februar 1668 den eben erst von Kaiser Leopold erbauten Trakt der Hofburg einäscherte, als Werk der Juden angesehen; und ein weiteres Jahr später, zu Ostern 1669, kam es, als ein Student bei der Mißhandlung eines Juden von der Wache festgenommen wurde, zu so heftigen Aus​schreitungen, daß der Gouverneur Graf de Souches sie nur unter schwerem Blutvergießen ersticken konnte; besonders die Studenten hatten sich beinahe korporativ an der Verteidigung ihrer Privilegien beteiligt. In allen Fällen hatte der Kaiser Befehle zum Schutz von Leben und Eigentum der bedrohten Juden erteilt, aber es war, als er zum letztenmal zur Wahrung der staatlichen Autorität eingriff, kein Zweifel darüber, daß auch er nunmehr entschlossen sei, dem dauernden Drängen der städtischen Behörden und der Bevölkerung nach Abschaffung der Juden nachzugeben.


Welche Gründe letztlich für den Umschwung in der Haltung Kaiser Leopolds I. ausschlaggebend waren, läßt sich nicht mit voller Bestimmtheit ermitteln. Die von den Wienern vorgelegte diesbezügliche Bittschrift und die Gutachten der mit der Be​arbeitung dieser Frage betrauten Inquisitionskommission ent​halten keine nennenswerten neuen Argumente, die nicht schon seit Jahrzehnten und Jahrhunderten gebräuchlich gewesen wären; die Bittschrift ist heftiger im Ton und haßerfüllter in ihrer Gesinnung als ihre Vorgänger, die Gutachten verteilen die für die Ausweisung sprechenden Gründe mit echt barocker Umständlichkeit auf „Interesse principis camerale, Interesse {69}  politicum, Interesse civitatis Viennensis et mercatorum", beide enthalten aber kaum etwas, was für den Kaiser neu und zwin​gend sein mußte, von der bisher von ihm geübten, von Groß​vater und Vater überkommenen Haltung abzuweichen. 

Irgend eine veränderte psychologische Disposition muß das bisher Un​wirksame wirksam gemacht haben. Man hat seine Zuneigung zur jungen Kaiserin dafür verantwortlich gemacht. 

Am 5. De​zember 1666 hatte die spanische Infantin Margarethe Therese ihren Einzug in die Wiener Hofburg gehalten; Pufendorf nannte, die 16 jährige „gar ein schwaches und zartes Frauenbild, mehr auferzogen eine Religieuse als eine Prinzessin zu agiren". 

Ob sie eine besonders ausgeprägte Abneigung gegen die Juden aus Spanien mitbrachte, wissen wir nicht. Aber wir kennen die Zärtlichkeit, mit der der viel ältere Gatte an ihr hing, und können uns vorstellen, daß die lange vergebliche Hoffnung auf einen Thronerben ihn geneigt machte, ihr jeden Wunsch zu erfüllen. Alles schien schief zu gehen — die eben erst ge​baute Burg brannte ab, die Kriege im Osten und Westen waren endlos und wechselvoll, in Ungarn gab es Verschwörung und im eigenen Land munkelte man von Verrat, und für alles hörte er die Juden verantwortlich machen. 

War nicht viel​leicht ihre Duldung ein Fehler gewesen, dessen reumütige Zu​rücknahme alles zum Bessern wenden mochte? „Auch ihm lag es," wie Kaufmann gut formuliert hat, „von Natur und durch Erziehung nahe, die bangende Seele durch Gelübde zu ent​lasten, mit frommen Werken den Sturm des Geschickes be​schwören zu wollen." Dem Kaiser, der gelobt hatte, in Ungarn nach Niederwerfung der Rebellion die Protestanten bis auf den letzten Mann auszutreiben, brauchte kein Bischof Kollonitsch zuzuflüstern, daß die Abschaffung der Juden ein gott​gefälliges Werk wäre; beriefen sich doch jene ungarischen Protestanten selbst in ihren Suppliken regelmäßig darauf, daß man mit „denen ärgsten Feinden des Kreuzes" erträglicher als mit ihnen verfahre und jenen in Wien selbst freien und sicheren Aufenthalt und Synagogen verstatte, „worinnen doch so viel Lästerungen gegen den Heyland ausgestoßen würden".


Zu solchen emotionellen Antrieben, die den streng kirchlich denkenden Kaiser zu einem solchen öffentlichen Bekenntnis {70} seins kompromißlosen Katholizismus drängen mochten, kamen noch Gründe der Staatsraison. Die behaupteten Beziehungen der Juden zu den Feinden im Osten mochten sich ja auf bloße Familien- und Geschäftsverbindungen beschränken, aber sie waren doch einmal vorhanden und wurden vom Volk als Be​drohung empfunden; war es möglich, diesem einen solchen Pfahl im Fleisch zu belassen, wenn die im Osten heranreifende , Entscheidung den höchsten Krafteinsatz forderte? 

Dazu kamen die wirtschaftlichen Momente. Gewiß, die Wiener Kaufleute, die immer nur Schutz vor Konkurrenz forderten und nichts aus eigener Kraft taten, mochten nicht viel taugen, aber ver​kündete nicht auch die neue merkantilistische Lehre die Ent​wicklung und Schützung heimischer Produktion als das Um, und Auf volkswirtschaftlicher Weisheit? Bewies nicht der Wort​führer der neuen Richtung Johann Joachim Becher in seiner sprudelnden Beredsamkeit mit tausend Gründen, daß die Juden nur gemeinverderbliche Propolisten und Monopolisten seien, deren Mitbewerb der Staat nicht zu dulden habe? Gab es da noch Bedenken finanzieller Natur, so räumte sie die feierliche Erklärung der Stadt Wien aus dem Wege, „diejenige 10.000 fl., so die vermaledeite Juden von der Bürgerschaft... heimblich aussaugen und zusambenkrazen, als dann für Schuzgelder jähr​lich bezahlen, Euer Kays. Majestät in Dero Hofkammer oder wo Sie hinbefehlen werden, alle Jahr richtig und unablässig zu erlegen und zu bezahlen". Hatten die Bürger in ihrer Eingabe keine neuen Argumente gegen die Juden vorgebracht, so hatten sie dafür mit sicherem Instinkt den Schlüssel ihrer fiskalischen Verteidigungsstellung erfaßt; hielt man den Fiskus für die ihm entgehenden Abgaben der Juden schadlos, so hatte er kein Interesse mehr an ihnen, auch unter den beiden Fer​dinanden waren sie nur als wichtige Einnahmequelle schutz​bedürftig und schutzwürdig erschienen.


Eine ganze Reihe von Gründen wirkten also zusammen, beim Kaiser jene Gemütsstimmung zu erzeugen, die zu einer gewalt​samen Lösung drängte; und wie so häufig bei unentschlos​senen Charakteren, erfolgte die Durchführung des nach langem Zaudern gefaßten Entschlusses mit einer vor sich selbst er​schreckten Eile. 

Die Befragung der Inquisitionskommission, die {71} unter Vorsitz des Kaisers und in Anwesenheit seiner ersten Minister Ende Juni stattfand, war unter diesen Umständen mehr eine Formsache, obwohl einer der Räte, der spätere Statt​halter von Niederösterreich, Graf Jörger, nach guter Über​lieferung das Bedenken erhoben haben soll, „was dann am Ende erfolgen müsse, wenn man zugestandene und teuer erkaufte Rechte ohne Grund mir nichts dir nichts aufhebe. Ein solches Verfahren zerstöre das Vertrauen in die Regierung auch unter den Christen". 

Andere Räte waren dafür, mit der Entscheidung bis nach erfolgter Einvernahme der Hofkammer zu warten, und diese selbst hat sich nachmals nicht wenig darauf zugute getan, daß ihre rechtzeitige Konsultierung ein ganz anderes Ergebnis herbeigeführt hätte. Aber der Entschluß Kaiser Leo​polds stand bereits fest, und der Fronleichnamstag, an dem die Sitzung stattfand, erschien ihm als die nicht zu versäumende „Opportunität contra inimicos Christi sich zu resolvieren". 

Im Juli 1669 erging der erste, im August des gleichen Jahres der zweite Ausweisungsbefehl; über 1600 Menschen mußten die Stadt verlassen; erst die Ärmsten, dann die Bedürftigen; nur eine kleine Zahl reicher einflußreicher Juden blieb zurück, die alles aufboten, das auch ihnen drohende Verhängnis ab​zuwehren. In einer dem Kaiser im September überreichten Bittschrift versuchen sie Argumente jeder Art gegen seinen Entschluß ins Treffen zu führen. Sie appellieren an sein Mit​leid, indem sie das Elend der Verstoßenen schildern, von denen „unterschiedliche alte Leute aus Schwachheit und Betrübnis auf der Reise von den Wägen gefallen und jener einen Arm, dieser ein Bein gebrochen, etliche gar ermordet worden und jämmerlich um ihr Leben kommen sind"; an seine Gerechtig​keit, denn wie sollten sie bei anderen Fürsten Aufnahme fin​den, wenn sie der Kaiser, dessen eigene Kammerknechte sie sind und heißen, und an den sich sonst die bedrängte Judenschaft immer gewendet habe, vertreibe; an sein finanzielles Interesse, indem sie die großen Summen aufzählen, die sie abgeführt hätten; an seine wirtschaftliche Einsicht, indem sie ins Treffen führen, daß ihre Konkurrenz die Preise herabgedrückt habe, während „anjetzo, da denen Christen die Kaufmannschaft allein verbleibet, alle Waren darum aufgeschlagen {72} werden, weil sie sich den Cavalieren an Pracht und Kleidern gleich oder wohl noch darüber halten und also consequenter sie ihre Brüder in der That aussaugen werden, da wir ihnen  um ein viel geringers behülflich und bedient .gewesen". 

Aber weder diese Bitten, noch die Intervention einflußreicher in- und ausländischer Personen und sogar des heiligen Stuhls, den Manoel Texeira in Hamburg durch Vermittlung der Köni​gin Christine von Schweden gewonnen hatte, brachten Erfolg. Ende Februar 1670 erging der Ausweisungsbefehl, demzufolge die letzten Juden am 5. Juni 1670 Wien verlassen sollten; alles, was das neuerliche Einschreiten ihrer Gönner den Juden zu erwirken vermochte, war eine Erstreckung dieser Frist bis zum 26. Juli. 

Vergeblich hatten die Juden beträchtliche finan​zielle Anerbietungen gemacht, vergeblich hatten sie hohe Hof- und Staatswürdenträger durch finanzielle Opfer auf ihre Seite zu bringen gesucht; so wenig guten Rufes sich mehrere dieser in dieser Hinsicht erfreuten, und so heftig der Hofkammer​präsident Graf Sinzendorf dagegen redete, „warumb man sich eines so stattlichen regais ewig berauben wolte", das jüdische Geld schien machtlos geworden zu sein, und mehr als ein an​derer hat vielleicht dieser Umstand „dises werch nit anderst alß göttlich miraculosisch" erscheinen lassen, wie es in einer Ein​gabe der Stadt an den Kaiser heißt. Tatsächlich liegt über dem ganzen Geschehnis ein gegen Ende zu immer stärker zunehmen​der Schimmer religiöser Exaltation, der über die letzten Trieb​federn dieser Ausweisung das entscheidende Licht wirft; alle materiellen Interessen, die mit im Spiele waren, treten gegen​über dem Grundgefühl religiöser Verpflichtung zurück, für das die starke Erregung und Erregbarkeit dieses barocken Zeitalters den geistigen Hintergrund bilden.


Auch die Judengemeinde, die eben erst die tiefe Erschütte​rung enttäuschten messianischen Glaubens durchgemacht hatte, besaß an der gleichen Spannkraft ihren Anteil; so sehr ihr äußeres Leben im Materialismus schnöden Wucherns und Schacherns aufgegangen erscheint, so wenig kam bei dieser katastrophalen Austreibung die Möglichkeit einer Errettung, durch Abfall vom Judentum in Frage. 
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{73} Mit seinem Philister​humor, der so herzbeklemmend wirkt, wenn er sich anderer Menschen tiefstes Leid zum Gegenstand nimmt, schildert Ma​thias Abele das Abschiedsmahl, zu dem ihn ein vornehmer Jude kurz vor dem Abzug eingeladen habe, und bei dem, er die weinenden Frauen mit dem Vorschlag, sich in den Schoß des Christentums zu begeben, zu trösten versuchte. 

„Ihr Ant​wort war aber: Sie wolten sich ehender lebendig verbrennen   lassen, als ein Nadelspitz von ihren Glauben weichen. Ich be​dachte bey mir / diese verdambte Teufels Märtyrer verharren in ihrer Boßheit und Hartneckigkeit biß über die Ohren / ich wolte ehender einen Mohren weiß machen und baden / alß der​gleichen Jüdisches Geschmeiß von ihrem Irrthum saubern und reinigen." Schwerer als das Zeugnis dieses heiteren und dank​baren Gastes eines jüdischen Hauses fällt das des schwedi​schen Ministerresidenten ins Gewicht, der in seiner Depesche vom 24. Juli 1670 berichtet: „Dieses ist allein höchstes zu ver​wundern, daß unter 3-4000 Seelen welche innerhalb eines halben Jahres emigrirt und meistens in Böheim, Mähren und Schlesien sich setzen werden, nit Eine gefunden worden, welche nur sich eingestellet in dieser ihrer höchsten Trangsaahl, daß sie ihren Glauben gedächten zu ändern und die Reiche Nah​rung zu continuieren, welches doch Eines auß denen Motivis, welches Seine Mayst. zu dieser Resolution absonderlich be​wogen".


Anfang August war kein Jude mehr in Wien zu finden. Der Grund und Boden im Unteren Werd, den sie besiedelt hatten, ging mit allen auf die Gesamtsumme von 216.219 Gulden ge​schätzten öffentlichen und privaten Gebäuden in den Besitz der Stadt Wien über, die dafür Judenschulden bis zu einem Höchstbetrage von 110.000 Gulden und die Zahlung des bisher von den Wiener Juden dem Kaiser erlegten jährlichen Toleranzgeldes in der Höhe von 10.000 Gulden übernahm. 

Die Privathäuser wurden im Laufe der nächsten Jahre, langsam und mit Verlust, an einzelne Bürger verkauft, einzelne wurden zu dem von Becher propagierten Zucht- und Arbeitshaus um​gebaut, die Synagogen in Kirchen umgewandelt, wobei auch der Platz einiger Wohnhäuser für Friedhof und Pfarrhof ver​wendet wurde. Mit dem Umbau der von Secharja Halewis gestifteten neuen Synagoge wurde noch vor Abzug der Juden {74} begonnen, die Einweihung zu Ehren des Namenspatrons des Kaisers fand am 18. August in Anwesenheit des ganzen Hofes und aller Botschafter statt; drei Tage vorher hatte Bischof Kollonitsch, der als der Spiritus rector der eben ausgeführten Austreibung galt, in der Karmeliterkirche gepredigt und den Text über Hagars Verstoßung durch Abraham zu einer Dar​stellung und nochmaligen Rechtfertigung des Geschehenen ver​wendet. 

Fünf Jahre später wurde an Stelle und aus den Trüm​mern der sogenannten alten Synagoge das der Schutzpatronin der Kaiserin gewidmete (nicht mehr bestehende) St. Margarethenkirchlein gebaut. Als Zweck dieser Umbauten wurde „Auslöschung der Juden gedechtnuss unndt hingegen Einpflan​zung des mehrern Nuzens bey den Christlichen Gemain" an​gegeben.

Diesem Auslöschen des Gewesenen diente auch die Umbenennung des ganzen Stadtteils, dem künftiges Freibleiben von jüdischer Ansiedlung jeder Art feierlich zugesagt wurde, zur Leopoldstadt. Daß diese „vor etlichen Jahren wegen der schlimmen Juden die Judenstadt genannt worden" sei, taucht 1679 als Reminiszenz in der berühmten Pestpredigt des Abra​ham a Santa Clara auf, der daran die Überlegung knüpft, ob nicht diese einstigen Inwohner an der Epidemie schuld sein könnten, „zumahlen es bekannt ist, daß dergleichen pestlentzische Seuch durch die bösen Feind, durch die Juden, durch die Totengräber, auch durch die Hexen verursacht werden". Freundlicher gedenkt der 1690 wieder nach Wien zurück​gekehrte Wagenseil des Ghettos, das er vollkommen verändert findet.


Nur an einer anderen Stelle Wiens hatte sich eine sichtbare Erinnerung an die nach 45jähriger Existenz weggefegte Ge​meinde erhalten; vor ihrem Abzug gelang es den Juden, den Magistrat zu bewegen, die Begräbnisstätte in der Seegasse in seine Obhut zu nehmen. Als Wächter bezog der christliche Friedhofswärter Balthasar Osterhammer das schon von seinen Eltern bewohnt gewesene Häuschen auf dem verwaisten Gottes​acker. Die Summe von 4000 Gulden, die die Stadt für Zu​lassung dieses Aktes der Pietät forderte, erlegten die Brüder Isak, Israel und Enoch Fränkel, die reichsten der Gemeinde, die auch sonst in deren letzten Tagen hilfreich hervorgetreten {75} waren; sie hatten zur Deckung aller privaten Forderungen gegen jüdische Schuldner, die nach Überantwortung des Immobiliar​besitzes etwa noch verblieben wären, 20.000 Gulden und die bei ihnen verpfändeten Kronjuwelen und Kleinodien der Moldau zur Verfügung gestellt. 

Die Sorge um den Friedhof lag ihnen zumeist am Herzen, denn ihr Vater, der am 17. April 1670 gestorbene Koppel Fränkel, war einer der letzten gewesen, der hier zur Ruhe bestattet worden war.

Es liegt außerhalb unserer Aufgabe, den Verstreuten auf ihren mannigfachen Wegen zu folgen, zumal Berufenere — namentlich Kaufmann in seiner „letzten Vertreibung" — diesen in fremden Boden versickernden Rinnsalen getreulich nach​geforscht haben; wir können höchstens daran erinnern, wie viel​fachen historischen Anstoß und geistige Anregung diese plötz​lich auf Wanderschaft gestoßenen Wiener gegeben haben. Geht doch, zum Beispiel, die Gründung der Berliner Judengemeinde von einer Gruppe von ihnen aus, die beim Großen Kurfürsten, dem Hort aller aus religiösen Gründen Verfolgten, Zuflucht gefunden hatten; seiner Gesinnung mochten Worte entsprechen, die der Schwiegersohn Koppel Fränkels, Morenu Henoch, 1683 in einem Brief an Wagenseil niedergeschrieben hat: „Es ist auch wider alle Vernunft, daß eine Nation die ander der Zeit verdammen solte, derweil eine jede Nation vermeint, daß seine Religion die rechte sey; und ist darum keiner zu verdencken".


Dieses Bekenntnis Lessingscher Prägung führt sehr weit von dem fanatischen Ausbruch weg, dem die Wiener Judenstadt eben zum Opfer gefallen war; wie sehr ihm irrationelle und emotionelle Elemente zugrunde gelegen waren, erhellt am schlagendsten aus der überraschenden Schnelligkeit, mit der sich die Erkenntnis von der Verfehltheit — wenigstens wirt​schaftlichen Verfehltheit — der zunächst als „großmächtigen, ja gleichsamb Göttlichen Resolution" bejubelten Maßregel Bahn brach. 

Ein Volksprediger wie Abraham a Santa Clara mochte nach wie vor gegen „neidhaffte, boßhaffte, schalckhaffte, sündhaffte Juden" oder gegen „gottlose, heillose, treulose, ehrlose, gewissenlose Hebräer" (beides im „Fischzug zu Anzbach") wet​tern, den für den Staatshaushalt Verantwortlichen war mit diesem Überfluß an Adjektiven wenig gedient. 

Unter den {76} Zentralbehörden hatte die, einem Finanzministerium von heute entsprechende, Hofkammer von Anfang an Bedenken gegen die Ausweisung der Juden gehabt; 1673 gab sie in umfassenden Berichten ihrer Überzeugung Ausdruck, der Kaiser würde sich, falls er vor der Judenausweisung eine entsprechende Infor​mation erhalten hätte, wohl nicht so leicht zu dieser Maßregel entschlossen haben; ja sie wagt sogar freimütig festzustellen, daß die „großen Glückseligkeiten", die als Folge der Aus​weisung erwartet und versprochen worden waren, durchaus nicht eingetreten seien. 

Die Stadt Wien, die den Ausfall aus den Judensteuern zu zahlen übernommen hatte, war nicht im​stande, ihre Verpflichtungen zu erfüllen; die Rückgänge an Mautgeldern, Fleischsteuer und anderen Einnahmen, der Ver​lust durch den Ausfall an Mietzinsen bei leerstehenden Ge​wölben machten sich empfindlich bemerkbar. 

Der Versuch, die 10.000 Gulden an Toleranzgeldern auf die neuen Hausbesitzer in der Leopoldstadt zu schlagen, erwies sich als vergeblich, da diese ganze Gegend völlig verarmt war; „die Armuthei unndt Elent dort seien nicht allein ein grausen, sondern könnten nicht genugsamb beschrieben werden", schreibt der Stadtkämmerer S. S. Schuster an den Bürgermeister. Die ganze Transaktion mit den Judenhäuser hätte mit einem Defizit von 52.858 Gul​den geendet, denn diese Häuser, ohne zugehörigen Grundbesitz, hatten eigentlich nur für Handeltreibende Wert, deren es zu wenige gab. Selbst die niederösterreichischen Stände, die von jeher zu den erbittertsten Gegnern der Juden gehört hatten, waren durch den Preisrückgang der Landesprodukte erschreckt und baten um Maßregeln, die es den vertriebenen Juden wieder ermöglichen sollten, im Lande ihren Geschäften nach​zugehen.


Schlimmer noch war der Schaden, den Handel und Geldgeschäft erlitten. Nicht nur der Handel mit alten Kleidern  stocke, schreibt die Hofkammer in ihrem Bericht; „da bei den Christen und zumal bei den Wienern die Faulheit so groß sei,  daß sie derartige Geschäfte nicht verrichten wollen". Der Preis aller Waren sei gestiegen, vor allem aber leide das Geldgeschäft,  was sie, die Hofkammer, am eigenen Leib erfahre; Summen, die ihr früher durch die Juden innerhalb vierundzwanzig {77} Stunden zur Verfügung standen, sei sie nur unter den größten Schwierigkeiten aufzubringen imstande.


Die Parteinahme der Hofkammer ist so dringend, daß sich unschwer aus ihren Argumenten ihr besonderes Ressortinteresse heraushören läßt; sie verfolgt den Plan, den Kaiser aus fiskali​schen Rücksichten zu einer teilweisen Zurücknahme seiner stren​gen Maßregel zu bewegen. 

Der Plan deckt sich so sehr mit An​erbietungen, die die Juden im letzten Augenblick vor ihrem Abzug gemacht hatten, daß sich wohl annehmen läßt, seine neuerliche Aufnahme gehe auf eine jüdische Anregung zurück, welche die äußerst geldbedürftige Hofkammer begierig auf​griff. In Wischau in Mähren soll am 26. September 1673 zwi​schen dem Grafen Brenner und H. Gabriel Sellb als Vertretern der Behörden und Hirschl Mayer und Genossen als Vertretern der Juden eine Aussprache über das Projekt stattgefunden haben. Es lief darauf hinaus, daß den Wohlhabenden unter den Vertriebenen — „mit Ausnahme der Canaille" — die Rückkehr nach Wien unter der Bedingung gestattet werde, daß sie als einmalige Leistung für die Wiederaufnahme 300.000 Gulden und für ihre fernere Duldung wie in früherer Zeit jährlich 10.000 Gulden abführen sollten. In dieser bedeutenden Ein​nahme erblickte die Hofkammer einen großen Vorteil für den Staat und stellte den Grundsatz auf, daß demgegenüber, da es die wichtigste Aufgabe eines Herrschers sei, das Wohl seiner Untertanen zu fördern, alle anderen Bedenken zurückzutreten hätten. Die religiösen unter diesen Bedenken soll ein von der Hofkammer eingeholtes Gutachten der theologischen Fakultät der Wiener Universität zerstreuen, wonach der Kaiser unzweifel​haft berechtigt sei, die Juden wieder aufzunehmen.


Den von der Hofkammer eingenommenen Standpunkt der fiskalischen Utilität als oberster Richtschnur staatlicher Ver​waltung — eine für den vordringenden Merkantilismus cha​rakteristische Auffassung — vermochte sich der Kaiser jedoch nicht zu eigen zu machen; nach seiner Meinung war die Angelegenheit von „höchster Importanz", und es mußte vor allem „theologice, sodann politice und letztlich cameraliter überlegt werden", ob die Wiederaufnahme zulässig, schicklich und er​sprießlich sei. 

Das Kameralinteresse, das die Hofkammer {78} ressortmäßig so einseitig vertrat, daß ihr „das von den Juden ge​schehene offertum gleichsamb für ein sonderbares Glück" er​schien, das sie keineswegs aus Händen zu lassen vermeinte, stand dem Kaiser sohin erst an dritter Stelle, die theologischen Bedenken hatte das Fakultätsgutachten als nicht unüberwind​lich erkennen lassen; aber die politischen erwiesen sich offen​bar als stark genug, die Verhandlungen, die sich bis 1675 hin​zogen, zum Scheitern zu bringen. 

Eine Rückkehr der Juden in Massen und die Wiedererrichtung der Gemeinde unterblieben, nur eine individuelle Zulassung erfolgte; schon 1673 wurde einzelnen Juden gestattet, die Jahrmärkte von Krems, Laa, Retz und Mistelbach zu besuchen, auch der Aufenthalt in Wien wurde wenig später einzelnen bewilligt, die ein darauf bezüg​liches Privilegium für sich, ihre Angehörigen und Dienstleute vom Herrscher erwirkten. Die Geschichte dieser einzelnen ist die Geschichte der Wiener Judenschart im nächsten Jahr​hundert.

